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Seit einigen Monaten wird in der Schweiz für den Kli

mastreik mobilisiert, wodurch es die Jugendbewegung er

folgreich  schafft,  nebst  zehntausenden  Schüler*innen 

auch vermehrt Studierende und Erwachsene fürs Klima 

auf die Strasse zu bringen. Die willentliche Untätigkeit 

von Wirtschaft und Politik, der bleibende Eindruck des 

vergangenen  heissen  Sommers  und  der  inspirierende 

Schulstreik der schwedischen Schülerin Greta Thunberg 

lösten weltweit Frustration, Alarmiertheit und Tatendrang 

unter den Schüler*innen aus und führten zur grössten Ju

gendbewegung seit Jahren. 

Gleichzeitig steht der Frauen*streik vor der Tür. Am 

14. Juni werden – nach 1991 zum zweiten Mal – hoffent

lich hunderttausende Frauen mit kreativen Aktionen, Ar

beitsniederlegungen und Demonstrationen zeigen, dass 

sie  die  gesellschaftliche  Ungleichheit  der  Geschlechter 

nicht akzeptieren. Streiks – wenn auch  in einem etwas 

weiteren Sinne – sind also wieder sehr en vogue.

Die KlimastreikBewegung ist dabei erstaunlich hart

näckig. Obwohl bei solchen sozialen Bewegungen immer 

die Gefahr mitschwingt, dass die Bewegung, noch bevor 

sie ihre Forderungen erfüllt sieht und ihre Ziele erreicht 

hat, an langwierigen bürokratischen Prozessen scheitert 

und schliesslich verpufft, ist dies bislang nicht geschehen. 

Damit sich die Bewegung auch in Zukunft nicht totläuft, 

muss sie konstanten Druck auf die Politik und die Verursa

cher*innen aufbauen und sie muss inhaltliche Diskussio

nen darüber  führen, welche gesellschaftlichen Verände

rungen zur Abwendung der Klimakatastrophe notwendig 

sind. Als Beitrag zur dringend notwendigen inhaltlichen 

Diskussion haben wir  in diesem Heft den Schwerpunkt 

Klimabewegung gewählt. Wir beschäftigen uns darin mit 

der Klimabewegung und ihren Forderungen, der Idee des 

«Degrowth», Abfall und Ökofeminismus. 

Auch die Frauen*, welche sich in den Streikkollektiven 

schweizweit auf den Frauen*streik am 14. Juni 2019 vor

bereiten, stehen vor den Herausforderungen einer grossen 

sozialen  Bewegung  mit  inhaltlichen  Diskussionen  und 

neuen Formen der Organisierung. Gründe zu streiken gibt 

es genug, wie wir im Manifest und auch im Aufruf zum 

Streik  sehen.  So  ist  beispielsweise  die  Altersrente  von 

Frauen um fast 40% tiefer als die von Männern. Frauen 
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Forderungen und Perspektiven: Was soll der 
#Klimastreik fordern und welche Lösungsansätze 
muss er bieten, um die Abwendung der Klimakrise 
machbar erscheinen zu lassen?

Interview mit der Aktivistin Billie: Wohin geht die 
Klimastreikbewegung? Was hat sie bisher erreicht 
und vor welchen Herausforderungen steht sie? 

Wachstum, «Degrowth» und Marxismus: In der 
aktuellen Klimastreikbewegung werden verschiede-
ne Konzepte als Mittel gegen Umweltzerstörung dis-
kutiert. Was ist vom «Degrowth-Ansatz» zu halten? 

Das Abfallproblem: Ohne ein Verständnis der aktu-
ellen kapitalistischer Verhältnisse lässt sich das Ab-
fallproblem weder erfassen noch bekämpfen. 

Ökofeminismus: Zwischen sozialer Alternative und 
esoterischer Sackgasse. 

Altersvorsorge und Geschlecht: Frauen erhalten 
wesentlich tiefere Altersleistungen als Männer. Dies 
ist vor allem auf die geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung zurückzuführen. 

Rechtsrutsch: Droht mit dem Aufstieg rechter Par-
teien die Gefahr einer neuen faschistischen Bewe-
gung? 

Venezuela: Eine konsequente Position gegen Guaidó 
und Maduro ist aus sozialistischer Sicht das einzig 
Vertretbare. 

Indigener Widerstand: Lateinamerikanische 
Emanzipationsbewegungen als Antwort der Margi-
nalisierten auf die neoliberale Zerstörungspolitik.

Die Bewegung der Zapatistas: Ein Blick auf 25 
Jahre Widerstand gegen Unterdrückung und neolibe-
rale Politik.

In eigener Sache: Warum wir eine Bewegung für 
den Sozialismus aufbauen.

Agenda: Veranstaltungen, Demos und Events der 
kommenden Monate. 

leiden weltweit auch besonders stark unter der globalen 

Klimakrise und deren Auswirkungen auf Boden, Nahrung 

und Luft.

Weltweit sehen wir in den Parlamenten, aber auch auf 

der  Strasse,  eine  erstarkende  rechtskonservative  bis 

rechtsextreme Bewegung. Seien es die Regierungen in 

Brasilien oder Italien oder das Erstarken rechter Parteien 

in Deutschland oder Frankreich: In den Medien wird al

les in den gleichen Topf des «Rechtspopulismus» gewor

fen. Diese Vereinfachung wollen wir kritisieren und die 

Neue Rechte in einem ausführlichen Artikel genauer ana

lysieren.

Die KlimaJugendbewegung hat schon erkannt, dass 

wir  den  Kampf  für  unsere  Zukunft  gemeinsam  in  die 

Hand nehmen müssen! Gleiches gilt auch für andere Be

reiche unseres Lebens. Sei es bei der Abstimmung über 

die  Steuerreform  und  die  AHVFinanzierung  (STAF), 

beim Frauen*streik oder bei unserer Solidarität mit der 

lohnabhängigen  Bevölkerung  in  Lateinamerika:  Offen, 

solidarisch und kollektiv wird unsere Zukunft zu erstrei

ten sein. 

Die Redaktion
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Im Rahmen der #Klimastreik-Bewegung in der Schweiz wird derzeit in verschie-
denen Chats und Foren diskutiert, wie denn die Klimakrise eingedämmt werden 
kann. Insbesondere die Frage, ob ein «System change» notwendig ist, um die 
Klimakatastrophe noch abzuwenden, treibt viele junge Menschen an. Parallel 
dazu bilden sich Arbeitsgruppen, die in Abgrenzung zu kapitalismuskritischen 
Teilen der Bewegung «realistische» Lösungsansätze entwickeln wollen. Dieses 
Denken in angeblich utopischen Maximalforderungen und in scheinbar konkret 
umsetzbaren Lösungsansätzen ist irreführend und hilft uns bei der Bewälti-
gung der Klimakrise nicht weiter.
von Matthias Kern (BFS Zürich)
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Was soll der 
Klimastreik fordern?

SCHWERPU NKT KL IM A B EWEGU NG
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Was soll der Klimastreik fordern?

Die Klimakatastrophe rückt bedrohlich näher. Klimastreik 

Schweiz hat sich, im Rahmen einer weltweiten Bewegung, die 

vor allem von  jungen Menschen  initiiert und angeführt wird, 

der Bekämpfung dieser umfassenden Bedrohung verschrieben 

und dafür vier zentrale Forderungen definiert:

1 Wir fordern, dass die Schweiz den nationalen Klimanotstand 

ausruft: «Die Schweiz anerkennt die Klimakatastrophe als zu 

bewältigende Krise. Sie hat folglich auf die Krise zu reagieren 

und die Gesellschaft folglich auch über diese Krise zu infor

mieren.»

2 Wir  fordern, dass die Schweiz bis 2030  im  Inland Netto 0 

Treibhausgasemissionen ohne Einplanung von Kompensati

onstechnologien hat.

3 Wir fordern Klimagerechtigkeit.

4 Falls diesen Forderungen im aktuellen System nicht nachge

kommen werden kann, braucht es einen Systemwandel.

Um dieses sehr ambitionierte, aber gleichzeitig zentrale Ziel 

der Eindämmung der Erderwärmung auf 1.5 Grad Celsius zu er

reichen, reichen ein paar verstreute Verbesserungen nicht aus. 

Genau das passiert aber seit Jahren in der Schweizer Umwelt

politik. Ein Bündel von Massnahmen – die zumeist von der bür

gerlichen  Mehrheit  sowieso  abgelehnt  werden  –  wird  als  Lö

sungsweg aus der Klimakrise verstanden. Diese Massnahmen 

sind aber weder kohärent, noch verändern sie im Kern, wie wir 

mit natürlichen und menschlichen Ressourcen umgehen. Neben 

einem Ausbau von Velowegen wird über den MinergieStandard 

oder Solarstrom auf den Dächern kantonaler Behörden debat

tiert. Das sind alles bloss kleine Tropfen auf die immer heisser 

werdenden Steine. Im Umgang mit dem Klimawandel ist kein 

Wille und kein Plan zu erkennen.

Die politischen Institutionen haben versagt
Seit  dem  1.1.2013  ist  in  der  Schweiz  das  CO2Gesetz  in 

Kraft, das bis 2020 eine Reduktion der CO2Emissionen im Ver

gleich zu 1990 um 20% vorschreibt. Es ist höchst fraglich, ob 

dieses minimale Ziel erreicht wird, trotz einer ganzen Reihe an 

Massnahmen: CO2Abgaben, das Gebäudeprogramm zur Förde

rung  der  energetischen  Sanierung,  eine  Kompensationsver

pflichtung für die Importeure von Treibstoff und neue Emissi

onsvorschriften für Personenwagen und Emissionshandel (ein 

Kapitel, das gesondert nochmals ausführlich zu kritisieren ist). 

Noch immer liegt der TreibhausgasAusstoss im Schweizer In

land bei 48.29 Millionen Tonnen (2016), das bedeutet einen 

minimen Rückgang seit 1990 (53.59 Millionen Tonnen). Der 

jährliche  ProKopfAusstoss  ist  im  gleichen  Zeitraum  von  26 

Jahren von 6.88 Tonnen auf 4.72 Tonnen gesunken.1 Diese Sen

kung wurde zu einem grossen Teil dadurch erreicht, dass ein

fach mehr Produkte importiert wurden, deren Emissionen nun 

nicht mehr der Schweiz angerechnet werden. So schreibt das 

Bundesamt für Statistik: «Der proportionale Anteil des ausländi

schen CO2Fussabdrucks hat sich in den letzten zwei Jahrzehn

ten kontinuierlich erhöht. Der im Ausland angefallene Ausstoss 

hat die Reduktion im Inland übertroffen.»2

Wenn der inländische ProKopfAusstoss sich nun weiter in 

diesem Tempo verringern wird, werden 2042 immer noch 3.23 

Tonnen CO2 pro Kopf  ausgestossen. Mit der  konservativsten 

Schätzung von 9.30 Millionen Einwohner*innen in der Schweiz 

2040 hätten wir im Inland also auch 2042 noch CO2Emissio

nen von über 30 Millionen Tonnen. Klimastreiker*innen, die 

heute 16 sind, sind 2042 39 Jahre alt.

Die Lösung der Klimakrise und das Erfüllen der zentralen 

KlimastreikForderung «Netto 0 THGEmissionen bis 2030» ist 

aber eine Aufgabe der nächsten 11 Jahre. Das ist eine immens 

kurze Zeit, gerade in politischen Zeiträumen. Die Einhaltung 

dieser Frist ist zentral und wird so von einem überwiegenden 

Teil der Klimaforscher*innen bestätigt. Wenn wir also den Kli

mawandel stark begrenzen wollen, kann das heute nur durch 

einen umfassenden Ansatz erreicht werden, der Massnahmen 

bereit hält, die sowohl in den nächsten 11 Jahren bereits grei

fen und Resultate zeigen, als auch eine nachhaltige Verände

rung  des  TreibhausgasAusstosses  und  unseres  Umgangs  mit 

Umwelt und natürlichen Ressourcen bewirken.

Die Forderungen des Klimastreiks müssen solche Überlegun

gen unbedingt miteinbeziehen. Der Lösungsansatz dieser Bewe

gung kann nicht darauf abzielen, hier und da eine Tonne CO2 

einzusparen, um dann 2030 behaupten zu können, den Treibh

ausgasausstoss um weitere 5%, 10% oder 15% verringert zu ha

ben. 5%, 10% oder 15% reichen nämlich nicht. 5%, 10% oder 

15% sind nicht «immerhin etwas», sondern sie sind «massiv am 

Ziel vorbei». Die drohenden Tipping Points3 lassen grüssen. Es 

gibt nicht eine 50%Verhinderung der Klimakatstrophe, es gibt 

nur alles oder nichts. Nur so lässt es sich hoffentlich noch errei

chen, dass die Temperaturveränderungen im Einflussbereich des 

Menschen liegen und sich die Entwicklung nicht komplett ver

selbständigt.

 Einem grossen Teil der KlimastreikBewegung ist bewusst, 

dass eine etwas höhere CO2Abgabe und ein verstärktes Gebäu

desanierungsprogramm zwar tatsächlich etwas CO2 einsparen – 

als Programm gegen die Klimakrise aber mitnichten ausreichen. 

Grosse Teile innerhalb der Bewegung wehren sich dagegen, zu 

suggerieren, dass mit relativ wenig Aufwand viel erreicht wer

den kann. Wieso sollte jemand auf die Strasse gehen und gegen 

den Klimawandel protestieren, wenn das Problem vorgeblich 

auch ganz einfach durch wenige, vom Parlament durchgesetzte 

Massnahmen gelöst werden könnte?

Was wir brauchen ist keine Liste, die wir den Politiker*innen 

übergeben können, so dass sie etwas für uns umzusetzen versu

chen. Solche Listen existieren seit Jahrzehnten. Viele Massnah

men sind bekannt. Es ist auch bekannt, wo die grossen Treibh

ausgasEmissionen entstehen. Offensichtlich existiert in der «Po

« Ein umfassendes Programm muss auf 
alle wichtigen gesellschaftlichen Bereiche, 
die sowohl bei der Verursachung des Klima-
wandels als auch bei dessen Bekämpfung 
relevant sind, eingehen.»
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litik»  kein  wirkliches  Bedürfnis  zur  Lösung  der  Klimakrise. 

Sonst würden nicht  ständig auch sehr beschränkte Massnah

men durch die bürgerlichen Parteien abgelehnt.4

Wenn die KlimastreikBewegung einen Lösungsansatz prä

sentiert, muss dieser mehr wie ein Programm funktionieren. 

Ein Programm, das unabhängig von politischen Parteien eine 

Lösung dieser riesigen Bedrohung der Menschheit aufzeigt. Zu

mindest für die Schweiz. Das hat nichts mit Unmöglichkeiten 

oder Träumereien zu tun, im Gegenteil.

Die Bewegung und die in ihr aktiven Personen müssen das 

einzig  Richtige  versuchen:  Das  fast  unmöglich  erscheinende 

Ziel, bis 2030 Netto 0 THGEmissionen zu erreichen, als um

setzbar darzustellen. Dazu muss ein umfassendes Programm 

entworfen werden, das sich nicht davor scheut, weitreichende 

Massnahmen zu beinhalten.

Ein umfassendes Programm muss auf alle wichtigen gesell

schaftlichen und wirtschaftlichen Bereiche, die sowohl bei der 

Verursachung des Klimawandels als auch bei dessen Bekämp

fung relevant sind, eingehen. Und er muss für alle diese Berei

che einen konkreten Pfad aufzeigen, den es zur Verhinderung 

der Klimakrise zu beschreiten gilt. 

Dabei dürfen wir nie vergessen, dass Umweltfragen und so

ziale  Fragen  nicht  unabhängig  voneinander  zu  denken  sind. 

Die Klimakrise ist in erster Linie ein soziales Problem. Die Be

kämpfung des Klimawandels kann auch nur ein gesellschaftli

ches Projekt sein und kein technisches (auch wenn natürlich 

technische Möglichkeiten zur Lösung beitragen).

 Ein solches Programm könnte – natürlich sind das erst Um

risse – wie folgt aussehen5:

Energiesektor
Dem Energiesektor kommt eine zentrale Rolle in der Kli

maerwärmung zu. Ihm ist besondere Beachtung bei der Be

kämpfung der Klimakrise zu schenken.

1 Es  braucht  ein  umfassendes  öffentliches  Investitionspro

gramm zum Umbau der Energieversorgung sowie zur drasti

schen Einsparung von Energie und das möglichst rasche Um

steuern auf erneuerbare Energien. Die von Gewerkschaften, 

Umweltschutzbewegung, den Grünen und linken Organisa

tionen  in  England  gemeinsam  getragene  Kampagne  «One 

million climate jobs» kann hier als Vorbild dienen.

2 Wir müssen das schnellstmögliche Entfernen beziehungswei

se den Umbau aller bestehenden Ölheizungen im privaten 

und gewerblichen Bereich und ihr Ersatz durch möglichst kli

maneutrale  Alternativen,  finanziert  durch  die  öffentliche 

Hand, anstreben.

3 Um diesen Umbau sozial gerecht zu gestalten, braucht es die 

Einführung eines kostenlosen, ausreichenden Grundkontin

gents an privat verbrauchter Energie (inkl. progressiv anstei

genden Kosten bei höherem Bedarf).

Industrie
Die  Industrie  ist  ein  riesiger  Klimakiller.  Wenn  wir  die 

Treibhausgasemissionen  durch  die  industrielle  Produktion 

nicht  in  den  Griff  bekommen,  wird  die  Klimakatastrophe 

nicht abwendbar sein.

1 Es braucht die Konversion der extrem umweltschädlichen In

dustriesparten  in  Zusammenarbeit  mit  den  Beschäftigten 

und Umweltverbänden hin zu nachhaltiger Produktion  im 

Bereich erneuerbarer Energien. Lohnabhängige, die in bisher 

umweltschädlichen  Industrie  und  Dienstleistungszweigen 

beschäftigt  sind,  müssen  eine  kostenlose  Umschulung  bei 

vollem  Lohnausgleich  und  anschliessender  Arbeitsplatzga

rantie  erhalten.  In  vielen Fällen  sind  es die Beschäftigten 

selbst, die das Knowhow haben, um bisher umweltschädli

che Verfahren und Techniken umzugestalten und nach ökolo

gischen Kriterien auszurichten. Deswegen spielen sie bei der 

Bewältigung der Klimakrise eine wichtige Rolle.

2 Wir fordern den drastischen Umbau der Automobilindustrie 

im  Rahmen  eines  umweltverträglichen  Mobilitätskonzept, 

das den öffentlichen Nah und Fernverkehr stärkt und den 

Flugverkehr drastisch reduziert.

3 Geräte mit sehr kurzer Lebensdauer und sogenannten Soll

bruchstellen müssen verboten werden und nach und nach 

durch solche mit einer längeren Lebensdauer ersetzt werden.

4 Regionalen Wirtschaftskreisläufen muss, wenn immer mög

lich, den Vorrang gegeben werden. Der Export von Giftmüll, 

Elektroschrott und Atommüll muss verboten werden. Der in

ternationale Handel muss sich auf Güter beschränken, die 

nicht regional hergestellt werden können und für die Lebens

qualität der Menschen von entscheidender Bedeutung sind.

Landwirtschaft
Die Landwirtschaft ist für einen enormen Ausstoss an 

Treibhausgasen verantwortlich. Das liegt vor allem an der 

Art und Weise, wie bislang Lebensmittel produziert werden.

1 Die Fleischproduktion muss deutlich zurückgefahren werden. 

Es muss Schluss sein mit der massiven Umwidmung von be

baubarem Boden für die Fleischproduktion.

2 Die industrielle Landwirtschaft muss zugunsten der Förde

rung ökologischer Landwirtschaft, artgerechter Tierhaltung 

und der  Produktion hochwertiger  Lebensmittel  in  bäuerli

chen,  familiären  und  genossenschaftlichen  Kleinbetrieben 

zurückgedrängt werden.

3 Es braucht ein Ende der Subventionierung nach Grösse der 

Anbaufläche.

4 Wir fordern ein Verbot von Exportsubventionen. Anstatt auf 

den Export subventionierter Produkte zu setzen, sollten re

gionale Produkte mit guter Umweltbilanz für den Verbrauch 

vor Ort gefördert werden.

5 Das Recht auf Zugang zu günstigen, biologisch und in der 

Region hergestellten Nahrungsmitteln für alle muss gewähr

leistet werden. Die Landwirtschaftspolitik muss so ausgerich

tet  sein,  dass  es  sich  für  die  Bäuer*innen  lohnt,  regional, 

nachhaltig und ökologisch Landwirtschaft und Landschafts

schutz zu betreiben, ohne von Existenzängsten geplagt zu 

sein.

Mobilität
Die Art und Weise unserer Mobilität hat einen grossen 

Einfluss auf die Erderwärmung. Entsprechend müssen Mass

nahmen  gegen  die  Klimakatastrophe  die  Mobilität  in  den 

Blick nehmen.

1 Der öffentliche Verkehr muss massiv ausgebaut, gefördert 

und gratis angeboten werden.

2 Es braucht die drastische Reduktion des motorisierten Indivi

dualverkehrs und der Betrieb des Restbestandes mit erneuer

baren Energien.

3 Eine starke Begrenzung der Flugkilometer und die Förderung 

effizienterer Verkehrsmittel wie Züge ist notwendig.

4 Kurzstreckenflüge müssen verboten werden.

5 Es darf kein zusätzlicher Strassenausbau mehr geschehen, 

dafür  ist  die  konsequente  Förderung  einer  FahrradInfra

struktur nicht nur in den Städten zentral.
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Sozialer Ausgleich
Die  konsequente  und  rasche  Bekämpfung  der  drohenden 

Klimakatastrophe birgt  die Gefahr,  kleine Einkommen beson

ders stark zu belasten. Entsprechende Gegenmassnahmen ma

chen die ökologische Wende sozial verträglich.

1 Die Mehrwertsteuer muss abgeschafft werden. Die Mehrwert

steuer ist unsozial und betrifft kleine Einkommen viel stärker 

als grosse.

2 Es braucht die Anpassung der Löhne an die Lebenshaltungskos

ten nach dem Massstab der Kostenentwicklung für die Güter 

des täglichen Bedarfs, regelmässig festgestellt durch flächende

ckend organisierte Verbraucher*InnenKomitees, die in Zusam

menarbeit  mit  den  Verbraucher*InnenSchutzverbänden  die 

Preise für entsprechend zusammengestellte typische Warenkör

be feststellen. Damit soll sichergestellt werden, dass Lebensmit

tel weiterhin bei jedem Einkommen erschwinglich sind.

Finanzierung
Die  Transformation  hin  zu  einer  ökologisch  nachhaltigen 

Gesellschaft bindet enorme ökonomische Ressourcen. Das Kapi

tal dazu ist aber vorhanden, nur in allen Gesellschaften extrem 

ungleich verteilt. Die Finanzierung des Kampfes gegen den Kli

mawandel muss zwingend über eine Besteuerung der bisheri

gen Profiteure der Zerstörung der Umwelt geschehen.

1 Es braucht eine massive Erhöhung der Vermögenssteuer (mit 

angemessenem Freibetrag).

2 Wir fordern die Erhöhung der Steuern auf sehr hohe Einkom

men und damit der Steuerprogression.

3 Lenkungsabgaben auf umweltschädliche Produktion proportio

nal zu deren Schädlichkeit von Herstellung und Transport kön

nen den Umbau der Güterproduktion beschleunigen.

4 Es braucht die Vergesellschaftung der grossen Finanzkonzerne 

wie Credit Suisse und UBS, die durch ihre Investitionsstrategi

en für massive TreibhausgasEmissionen verantwortlich sind.

International
Allein innerhalb des Schweizer Staates und für dessen Be

wohner*innen die Politik auf Klimakurs  zu bringen,  ist  trotz 

akuter  Notwendigkeit  erst  ein  an  der  Oberfläche  kratzender 

Weg. Als wichtiger Teil einer globalisierten Welt kann der Fi

nanzplatz Schweiz, der durch Investitionen und multinationale 

Konzerne  Mensch  und  Umwelt  vor  allem  ausserhalb  seiner 

Grenzen ausbeutet, nicht abgekapselt betrachtet werden.

1 Wir müssen alle fossile Energieträger abbauende, handelnde 

oder verarbeitende Unternehmen mit Schweizer Standort ent

eignen. Das Ziel von Netto Null TreibhausgasEmissionen in der 

Schweiz bringt nichts, wenn der Wandel dahin mit Steuern von 

Firmen finanziert wird, die in anderen Teilen der Welt für enor

me Emissionen verantwortlich sind.

2 Es braucht eine finanzielle Entschädigung derjenigen Gebiete, 

die durch den Raubbau an Umwelt und Mensch durch Schwei

zer Konzerne betroffen sind, bei gleichzeitiger Vergesellschaf

tung dieser Konzerne.

3 Wir fordern einen Importstopp von Gütern, welche in anderen 

Ländern massive Umweltschäden anrichten.

4 Die  solidarische  Aufnahme  von  durch  den  Klimawandel  zur 

Flucht getriebener Menschen durch die hauptsächlich verant

wortlichen «Industriestaaten» muss organisiert werden.

1 www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/inkuerze.html

2 www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-entwick-
lung/monet/alle-nach-themen/energie-klima/treibhausgas-fussab-
druck.html

3 Mit «Tipping Points» sind Kipp-Punkte gemeint, an denen sich Pro-
zesse des Klimawandels verselbständigen und selbstverstärkend 
wirken. Sie sind dann nicht mehr durch eine Reduktion der menschen-
gemachten CO2-Emissionen umzukehren. Ein Beispiel dafür ist das 
Auftauen der Permafrost-Böden. Wenn grosse Teile des Permafrosts 
auftauen, geben die Böden enorme Mengen an CO2 und andere klima-
schädlichen Gase ab, so dass sich der Klimawandel weiter verstärkt.

4 Siehe Kanton Zürich: web.archive.org/web/20190318072432/htt-
ps://www.tagesanzeiger.ch/zuerich/region/klima-auf-der-warte-
bank/story/12464521

5 Ein Teil dieser Forderungen stammt aus: sozialismus.ch/artikel/
2019/oekologie-welche-alternativen-zur-klimakatastrophe/



Wir sprachen mit Billie über die Entstehung der Schüler*innenbewe-
gung, wie man sich kollektiv organisiert, über die Perspektive der Be-
wegung und die Aktionen gegen die Klimakrise und darüber, weshalb 
der Streik nicht nur in diesem Anliegen ein wichtiges Mittel im Kampf 
ist. Sie ist Schülerin an einem Basler Gymnasium. 
Billie ist in der Klimastreikbewegung aktiv und Mitglied der BFS Basel. 

Die Fragen stellte David Balourd (BFS Basel).

«Es geht darum, 
Druck aufzubauen»

SCHWERPU NKT KL IM A B EWEGU NG
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«Es geht darum, Druck aufzubauen»

David: Die Klimabewegung nahm Ende 2018 an Fahrt 

auf.  Erzähle  doch  mal,  wie  das  Ganze  angefangen  hat. 

Wie habt ihr die ersten Aktionen organisiert?

Billie: Ich selbst war nicht ganz von Anfang an dabei. 

Diese Schulstreiks haben ja mit Greta Thunberg angefangen 

und führten dann zu Nachahmungen auf der ganzen Welt. 

So auch in der Schweiz. In Basel war es so, dass ein paar 

Schüler*innen einfach mal eine WhatsappGruppe gemacht 

und da mal alle möglichen Leute reingeworfen haben. Es 

hiess dann: Wir machen einen Schulstreik! – und das nur 

drei Tage vor dem geplanten Datum! Innerhalb von drei Ta

gen haben wir dann 1500 Leute mobilisiert. Es war zwar 

noch alles ein bisschen improvisiert, wir hatten keine Boxen 

und so wurden Reden mit einem Megafon gehalten, was 

man natürlich kaum verstanden hat. Doch dass innerhalb 

von drei Tagen so viele Menschen mobilisiert werden konn

ten, war schon beeindruckend.

D: Wieso ist es gerade das Thema Klimawandel, das in 

so kurzer Zeit so viele Jugendliche auf die Strasse bringt?

B: Ich denke jede*r ist sich des Problems bewusst, das 

ist bei den Menschen im Kopf. Wenn es dann eine Mobilisie

rung gibt, ist das für viele ein Push: Hey es läuft etwas, ich 

kann mich anschliessen. Mensch hat zwar vorher schon an 

dieses Problem gedacht, doch viele haben den Schritt nie 

gewagt,  etwas  Konkretes  zu  tun.  Die  Mobilisierung  bot 

dann die Möglichkeit dazu.

D: Wie hat sich die Organisierung dann bei den weite

ren Aktionen verändert?

B: Nach dem ersten Streik wurde natürlich das OK [Or

ganisationskomittee] viel grösser. Viele, auch ich, wurden 

durch  die  Aktion  motiviert  und  haben  gesagt:  Hey,  ich 

möchte da mithelfen, das ist eine tolle Sache. Wir konnten 

das Ganze dann besser strukturieren und es haben sich Ar

beitsgruppen gebildet. Beispielsweise entstand eine AG Mo

bilisierung,  in der dann eine gezieltere Mobilisierung ge

plant wurde. Auch diese WhatsappGruppen wurden immer 

grösser,  eine  zweite  und  dritte  entstand.  Irgendwann 

schlossen sich auch die Studierenden der Bewegung an und 

organisierten eigene Treffen, an denen über 100 Personen 

teilgenommen haben. Das ist so in etwa die Entwicklung.

D: Was  ist deine persönliche Motivation, neben der 

Schule so aktiv zu sein? Was ist dein Ziel?

B: Ich war ja schon vor den Klimastreiks politisch enga

giert. Auch privat sind mir die Themen Ökologie und Um

weltbewusstsein wichtig. Es macht mich glücklich zu sehen, 

was sich hier alles bewegt, wie das Ganze entsteht. Ich sehe 

darin viel Potential und wollte unbedingt  ein Teil davon 

sein. Es macht mir unglaublich viel Spass. Klar, es ist auch 

stressig. Aber ein Teil von dem Ganzen zu sein, finde ich für 

mich mega wichtig. Was ich darin erreichen will? Ich weiss 

nicht, ob wir es mit dieser Bewegung schaffen können, die 

Klimakrise noch zu stoppen, weil wir einfach extrem spät 

dran sind. Das müsste den Menschen noch viel bewusster 

sein. Ich hoffe auf jeden Fall, dass wir mit dieser Bewegung 

ein grösseres Bewusstsein bei den Menschen erzielen sowie 

auch in der Wirtschaft und der Politik ein Umdenken errei

chen können.

D:  Neben der Organisierung in den OKs findet ja auch 

eine schweizweite Vernetzung statt. Wie funktioniert das 

und gibt es Unterschiede zwischen den einzelnen Städ

ten?

B: Das Ganze ist aus meiner Perspektive nicht komplett 

transparent. Das ist nicht so gewollt, aber mit der Koordina

tion hapert es noch ein bisschen. Generell gibt es regelmäs

sig schweizweite Treffen, die allen offenstehen. Ich selber 

konzentriere  mich  jedoch  auf  die  regionalen  Aktivitäten, 

das ergibt für mich mehr Sinn. Ansonsten gibt es auch auf 

nationaler Ebene Arbeitsgruppen, die sich um Finanzen, Or

ganisation und dergleichen kümmern. Meiner Ansicht nach 

sollte auf nationaler Ebene  in erster Linie ein Austausch 

stattfinden, das heisst beispielsweise das Festlegen eines ge

meinsamen Plakates für alle Regionen. Unterschiede zwi

schen den Regionen gibt es schon. Ich denke die Basler Be

wegung unterscheidet sich von anderen durch ihre Unab

hängigkeit. Wir hatten auch lange Diskussionen darüber auf 

nationaler Ebene. In manchen Bereichen sind wir vielleicht 

etwas  weiter,  wenn  es  z.B.  um  Aktionen  ausserhalb  der 

Streiks geht oder um die Finanzierung. Auch in der Struktur 

des OKs sind wir gut organisiert. Wir haben eine basisde

mokratische  Struktur  mit  autonom  funktionierenden  Ar

beitsgruppen. Wir sind so als Regionalgruppe nicht vom na

tionalen OK abhängig.

D: Eine eurer Forderungen ist ja die CO2Neutralität 

bis 2030. Führt ihr auch Diskussionen darüber, auf wel

chem Weg dieses Ziel zu erreichen ist?

« Wir müssen zeigen, dass wir 
mehr können, als einmal pro Monat 
durch die Strasse zu spazieren.»
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B: Eigentlich weniger – die Lösungen sind schon lange be

kannt. Seit über 20 Jahren wäre es theoretisch möglich, kom

plett auf erneuerbare Energien umzusteigen. Abgesehen da

von sind wir grösstenteils Schüler*innen. Wir haben nicht das 

Wissen,  um  konkrete  Lösungsansätze  zu  bieten.  Ich  finde 

aber, das ist auch nicht unsere Aufgabe. Dafür haben wir Wis

senschaftler*innen. Das Problem sind nicht die fehlenden Lö

sungen, das Problem ist, dass man die vorhandenen Lösun

gen nicht umsetzen will.

D: Wenn die Wissenschaft die Antworten liefern muss, 

was ist denn die Rolle der Bewegung?

B: Ich denke die Rolle der Bewegung  ist es, den Druck 

aufzubauen. Wir müssen darauf aufmerksam machen, dass 

diese Lösungen auch wirklich durchgesetzt werden müssen, 

selbst wenn es Verzicht bedeutet. Wir können uns diese Lö

sungen durchaus «leisten». Die Frage ist, ob man will oder 

nicht.

D: Eine Parole, die man oft hört an euren Demonstratio

nen, lautet ja «System change, not climate change». Was be

deutet diese Parole für dich?

B: Für mich bedeutet das: Wenn wir dieses System, das 

komplett auf Wirtschaft und Gewinn orientiert ist, beibehal

ten, können wir unsere Forderungen nicht verwirklichen. Es 

braucht Veränderung, auch wenn das vielleicht für die Wirt

schaft nicht ideal ist, wenn wir die Bekämpfung der Klimaer

wärmung vor die Interessen des Kapitals setzen. Das muss 

aber nicht heissen, dass wir eine Revolution fordern, sondern 

einfach,  dass  für  uns  dieses  Anliegen  wichtiger  ist  als  das 

Wirtschaftswachstum.

D:  Sprechen  wir  doch  noch  über  die  Medien.  Eure 

Schulstreiks wurden ja teilweise in Zeitungen so behandelt, 

als ginge es euch ums Schwänzen. Gleichzeitig finden viele 

gute Worte für die Bewegung. Was hältst du von der media

len Berichterstattung?

B: Ich bin da zwiegespalten. Mit diesem SchwänzenVor

wurf waren wir viel konfrontiert. Das finde ich schade. Da 

wird der Fokus nicht mehr auf unsere Forderungen gelegt 

und darauf, weshalb wir überhaupt auf der Strasse sind. Ab

gesehen davon ist das kein wirklicher Punkt, wir kompensie

ren ja die Zeit, die wir fehlen. Ich kenne zudem viele Schü

ler*innen, die gerne kommen würden, sich aber keine weite

ren  Absenzen  leisten  können.  Ich  finde  diesen  Fokus  also 

falsch.

Gleichzeitig freue ich mich über die vielen positiven Be

richte, die uns unterstützen und uns auch ein Stück weit eine 

Bühne bieten. Natürlich gibt es auch Zeitungen wie die Bas

ler Zeitung, die sich dann über einen Benzingenerator an der 

Demo auslässt oder darüber, dass sich Jugendliche über neue 

Smartphones organisieren. Ich halte das für irrelevante Punk

te. Es wirkt auf mich so, als müssten da die Alten Angriffs

punkte finden, um ihr eigenes Gewissen zu beruhigen.

D: Würdest du  in Bezug auf die Absenzen sagen, die 

Schule hat auch einen hindernden Charakter für die Bewe

gung? Öffentlich wird das ja eher gegenteilig wahrgenom

men, dass die Schulen die Proteste gut finden.

B: In Basel haben wir das Glück, dass wir einen Kompro

miss mit dem Erziehungsdepartement aushandeln konnten. 

Wenn wir wegen des Streiks fehlen, können wir das kompen

sieren  sei es durch Arbeit auf einem Schulgarten oder durch 

einen Vortrag. In anderen Kantonen oder auf anderen Schul

stufen als dem Gymnasium sieht das leider anders aus. Oft 

wird gesagt: Wir unterstützen euer Anliegen, aber wir kön

nen das nicht entschuldigen. Gleichzeitig finden dann oft bi

laterale Absprachen mit Lehrer*innen statt, die dann keine 

Absenzen geben.

D:  Du  bist  auch  feministisch  aktiv.  Mit  dem  Frau

en*streik am 14. Juni und den Schulstreiks gibt es momen

tan zwei Bewegungen, die zum Streik aufrufen. Was bedeu

tet «Streik» für dich, weshalb kämpft ihr unter diesem Slo

gan?

B: Ich denke, es gibt einen grossen Unterschied zwischen 

den  Klimastreiks  und  dem  Frauen*streik.  Nämlich:  Wenn 

man in der Schule streikt, hat man nicht direkt einen Einfluss 
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«Es geht darum, Druck aufzubauen»

auf  die  Unterdrückung  durch  das  Kapital,  beim  Frau

en*streik  sieht das anders aus,  insbesondere wenn Ar

beitsniederlegungen  stattfinden.  Klar:  Der  Schulstreik 

hat  auch  eine  symbolische  Wirkung.  Bei  einem  Frau

en*streik  ist  die  Wirkung  allerdings  direkter.  Deshalb 

sind wir auch daran, weitere Aktionen zu planen, welche 

mehr  in  Richtung  «directaction»  gehen  und  so  auch 

mehr Wirkungen hervorrufen können. 

D: Ihr habt ja bereits viele Aktionen organisiert. Ein 

Höhepunkt war wohl die dreitägige Besetzung der Ka

sernenwiese in Basel Mitte März. Magst du ein wenig 

berichten, wie das gelaufen ist?

B: Das Ziel war es vor allem auch ein Vernetzungs

treffpunkt zu sein für die ganze Schweiz. Wir haben aber 

auch schweiweit  Gäste eingeladen, nach der internatio

nalen  Demo  am  15.  März  dahin  zu  kommen.  Zudem 

wollten wir zeigen, dass wir zu mehr fähig sind, als ein

mal monatlich zu streiken  und dass da auch mehr kom

men wird! Es ging auch nicht nur um Konzerte und ge

meinsames Essen: Wir hatten Workshops zu verschiede

nen  Themen  der  Umweltpolitik,  damit  wir  auch  die 

Menschen, die primär wegen den Konzerten gekommen 

sind, für dieses Thema sensibilisieren konnten.

D: Wie geht es jetzt konkret weiter mit Aktionen?

B:  Es  wird  sicher  weiterhin  die  Streiks  geben.  Für 

weitere Aktionen sind schon Ideen im Raum, teilweise 

auch schon konkreter. Da kann ich jetzt aber noch nicht 

mehr verraten.

D: Wenn du zurückblickst auf die Mobilisierungen 

und Aktionen der letzten Monate, was würdest du sa

gen, was hat die Schüler*innenbewegung bis jetzt er

reicht?

B: Ich denke direkt haben wir noch nicht genug er

reicht.  In  Basel  wurde  der  Klimanotstand  ausgerufen, 

was zwar ein grosser Schritt ist, im Endeffekt allerdings 

reine Symbolpolitik. Der grosse Rat muss sich an über

haupt  nichts  davon  halten,  was  in  dieser  Resolution 

steht. Dennoch denke ich, dass unsere Präsenz und wie 

über uns gesprochen wird eine extrem wichtige sensibili

sierende Wirkung hat. Ich bin sehr zuversichtlich, dass 

wir, wenn das so weitergeht, auch aktiv etwas ändern 

können.

D:  Was  braucht  es  denn,  dass  es  so  weitergeht? 

Oder: was ist die Perspektive der Bewegung?

B: Wir müssen sicher zeigen, dass wir mehr können, 

als einmal im Monat durch die Stadt zu spazieren. Wenn 

da nichts passiert, können wir keinen grossen Druck auf

bauen, dann denken die Verantwortlichen: Komm wir 

reagieren und  tun  so, als ob wir ein bisschen was än

dern, dann wirken wir sympathisch. Es ist wichtig, dass 

wir zum einen die weltweite Bewegung des Earthstrike 

unterstützen. Denn da werden wirklich die Arbeiter*in

nen streiken. Zum anderen braucht es direkte Aktionen, 

mit denen wir zeigen: Wir können auch anders!

D: In diesem Fall sprichst du dich für eine Auswei

tung der Jugendbewegung aus, wenn du von diesem 

Earthstrike sprichst?

B: Das sicher ja. Wir sind da dran. Es gibt ja neben 

den Schulstreiks auch die «Klimabewegung» in Basel, die 

sich zu formieren beginnt. Da sind mehrere hundert Er

wachsene dabei. Wenn wir mit diesen zusammenarbei

ten können, kann die Bewegung wachsen.

D: Was wünschst du dir für die Klimabewegung in 

der Schweiz und darüber hinaus?

B: Ich hoffe, dass sich die Klimabewegung so öffnen 

kann,  dass  alle  Menschen  Aktionen  machen  können. 

Dass sich alle anfangen zu engagieren, dass sich viele 

Gruppen bilden, die gemeinsame Aktionen planen und 

durchführen. Wir brauchen mehr als einen monatlichen 

Streik in den Städten: Wir brauchen regelmässige Aktio

nen. Alle können aktiv werden.
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Wachstum, «Degrowth» 
und Marxismus

SCHWERPU NKT KL IM A B EWEGU NG

Im Rahmen der Klimastreik-Bewegung formiert sich seit einigen Monaten 
ein weltweiter Widerstand gegen die Klimapolitik der Reichen und Mäch-
tigen. Auch in der Schweiz kam es in diesem Kontext zu Mobilisierungen, 
die in ihrer Grösse und Breite für die hiesigen Verhältnisse bemerkenswert 
sind. Die Bewegung ist im Begriff, die längst überfällige Debatte über die 
Klimakrise, deren politische und ökonomische Ursachen und mögliche Lö-
sungen anzufachen. Ein wichtiger Aspekt dieser Debatte dreht sich um die 
Frage des Wirtschaftswachstums. In verschiedenen Kontexten wird diese 
Problematik schon seit längerem unter Begriffen wie «Décroissance», «De-
growth» oder «Postwachstum» verhandelt. 
von Michael Tulpe (BFS Zürich) und Xavi Balaguer

Seit 2008 entwickelt sich in Europa so etwas wie eine 

DegrowthBewegung, die eine fächerübergreifende akademi

sche Strömung der Wachstumskritik mit aktivistischen Ele

menten kombiniert.1 Das Kernargument der DegrowthBe

wegung ist, dass das bestehende, auf ewiges und ungebro

chenes  Wachstum  ausgerichtete  Wirtschaftsmodell  die 

Ursache aktueller ökologischer Krisen und sozialer Missstän

de darstellt und daher durch ein auf das Gegenteil – nämlich 

ein  auf  die  Schrumpfung  der  Wirtschaft  –  ausgerichtetes 

Modell ersetzt werden muss. Dies wird nicht im Sinne einer 

«Umkehrung» des historischen Wachstums verstanden, son

dern als Leitmotiv in der Entwicklung sozialer und ökonomi

scher Alternativen zur Wachstumsgesellschaft. 

Wachstum und Kapitalismus
Fakt ist, dass sich der Kapitalismus nur unter der Bedin

gung von mehr oder weniger konstantem Wachstum stabili

sieren kann. Die kapitalistische Marktwirtschaft basiert auf 

der  Konkurrenz  derer,  die  die  Produktionsmittel  besitzen. 

Diese  Konkurrenz  resultiert  in  der  Notwendigkeit,  immer 

mehr Profit zu generieren – also Kapital anzuhäufen – damit 

ein Teil davon wieder in die Optimierung des Produktions

prozesses und der Produktivität  investiert werden und so 

dem Unternehmen gegenüber der Konkurrenz einen Wettbe

werbsvorteil verschaffen kann. Dieser Druck, immer mehr 

Kapital zu akkumulieren, führt, neben der Ausbeutung der 

Arbeiter*innen, auch unweigerlich zum Zwang, kontinuier

lich  mehr  Produkte  und  Dienstleistungen  zu  produzieren 

und zu verkaufen. Der Kapitalismus muss also immer mehr 

produzieren, um zu überleben. Dabei spielen die Bedürfnis

se der Menschen keine Rolle: Wenn die Bedürfnisse befrie

digt sind, müssen künstlich neue geschaffen werden, um die 

Maschinerie am Laufen zu halten. Die Konsequenz dieser 

Dynamik  ist, dass die zur Waren und Dienstleistungspro

duktion benötigten Rohstoffe und Energiequellen immer in

tensiver ausgebeutet werden müssen, was – wie inzwischen 

offensichtlich ist – zu einem Ausmass von Naturzerstörung 

führt, das nicht nur die Existenzbedingungen des Kapitalis

mus,  sondern  auch  jene  der  Menschen  und  des  Planeten 

selbst erodiert.
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Ist Wachstumskritik auch Kapitalismuskritik?
Die Kritik am Wachstum ist also – so würde mensch mei

nen – eine Position, welche die kapitalistische Produktions

weise an sich in Frage stellt. Trotzdem hagelte es von marxis

tischer Seite Kritik, als der französische Wirtschaftsanthropo

loge  Serge  Latouche  in  den  Nullerjahren  den  Begriff 

Décroissance  popularisierte und  sich  ein politischer Diskurs 

und  eine  aktivistische  Praxis  darum  bildete.  Ein  wichtiger 

Grund dafür ist, dass die intellektuelle Basis von Latouches 

DegrowthBegriff  einige  zentrale  blinde  Flecken  aufweist.2 

Erstens wird in dieser Strömung der DegrowthBewegung ver

sucht, die sozialistische Kritik am Kapitalismus von der Kritik 

am Wirtschaftswachstum zu trennen. Das Wachstum wird hier 

nicht etwa als das zwangsläufige Resultat kapitalistischer Ak

kumulationsprozesse dargestellt, sondern als ein Problem, das 

grundsätzlich im Kapitalismus gelöst werden könnte. Latou

che fordert eine Schrumpfung der Wirtschaft im Rahmen ei

nes stark regulierten ÖkoKapitalismus. Die Behauptung, dass 

innerhalb des Kapitalismus ein negatives Wirtschaftswachs

tum, also Degrowth, möglich sei, ist aus sozialer Perspektive 

aber mehr als bedenklich. Die Krise von 2008 hat – ironischer

weise  parallel  zum  Aufkommen  der  DegrowthBewegung  – 

gezeigt, was es in der kapitalistischen Realität bedeutet, wenn 

das  Wirtschaftswachstum  sich  verlangsamt  oder  die  Wirt

schaft gar schrumpft: Massenarbeitslosigkeit, Austerität, Ban

kenBailouts, massive Privatisierungswellen und so weiter.

Wer ist Schuld an der ökologische Krise?
Ein zweiter blinder Fleck bei Latouche ist, dass er die mo

mentane ökologische Krise als ein Problem betrachtet, das die 

gesamte Menschheit, sozusagen als «Spezies», betrifft und für 

das alle gleichermassen verantwortlich sind. Dies vernebelt 

die Tatsache sozialer Ungleichheit, da ärmere Leute erwiese

nermassen viel stärker von ökologischen Katastrophen betrof

fen sind. Gleichzeitig verkennt es den Fakt, dass Menschen 

mit wenig Einkommen einen kleineren ökologischen Fussab

druck haben als solche mit hohen Einkommen – vom Fussab

druck der grossen Konzerne ganz zu schweigen.3 Die im Kon

text der DegrowthBewegung oft aufgestellte Aufforderung, 

alle müssten gleichermassen «kleiner leben», also den indivi

duellen Konsum einschränken und «den Gürtel enger schnal

len», erinnert stark an die Rhetorik der Austerität und ist als 

Kommunikationsstrategie völlig ungeeignet. Die ökologischen 

Kosten,  welche  die  kapitalistische  Produktionsweise  verur

sacht, werden so auf jene abgewälzt, die sie am wenigsten zu 

verantworten haben: die Lohnabhängigen. 

Dieses Konzept von Degrowth zeichnet sich auch durch 

einen  sehr  problematischen  Umgang  mit  der  Ungleichheit 

zwischen dem globalen Süden und den Industrienationen aus. 

So findet Latouche, das DegrowthPrinzip müsse auf die Län

der des globalen Südens gleichermassen angewendet werden 

wie auf die Industriestaaten, die an der momentanen ökologi

schen Krise die Hauptverantwortung tragen. Der globale Sü

den würde sonst den Fehler des Westens wiederholen und in 

die Sackgasse des «Wachstumsfetisch» laufen. Die Forderun

gen an die Menschen in der dritten Welt, auf ökonomisches 

Wachstum zu verzichten und ihren Konsum einzuschränken, 

ist  erstens  zynisch  und  verkennt  zweitens  die  imperialisti

schen Abhängigkeitsverhältnisse, deren Beseitigung die Vor

aussetzung für eine selbstbestimmte Entwicklung des globa

len Südens darstellt.

Degrowth – Eine heterogene Bewegung
Wenn wir aus marxistischer Perspektive unsere Positionie

rung gegenüber der Degrowth Bewegung diskutieren, ist es 

allerdings wichtig, zu differenzieren. Es gibt keine einheitliche 

DegrowthTheorie und die Bewegung ist sehr heterogen. In

zwischen haben sich grosse Teile davon von Latouches Vor

Inhalt antikap Nr. 9
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stellungen  entfernt.  Ökomarxistische  Theoretiker*innen  ha

ben in die Debatte interveniert und diese massgeblich geprägt, 

indem sie die Zusammenhänge zwischen Kapitalakkumulation 

und Wachstum aufzeigten.  Inzwischen sind  jene, die an die 

Möglichkeit von Degrowth im kapitalistischen System glauben, 

innerhalb der Bewegung in einer Minderheit gegenüber jenen, 

die Degrowth als ein transformatorisches Programm verstehen, 

welches die Überwindung kapitalistischer Verhältnisse gleich

zeitig voraussetzt und vorantreibt, also den Systemwandel for

dert. So war an der letzten internationalen Konferenz der De

growthBewegung in Malmö die Kapitalismuskritik in fast je

dem Panel greifbar. Die Bewegung ist zwar nach wie vor stark 

akademisch geprägt, hat ihre soziale Basis weiterhin bei den 

besser gestellten Lohnabhängigen und bleibt vorerst weitge

hend weiss und europäisch. Fragen von sozialer und globaler 

Ungleichheit finden aber mit dem Erstarken radikal linker Per

spektiven in der Bewegung viel mehr Gehör, als das noch vor 

ein  paar  Jahren  der  Fall  war.  So  wird  inzwischen  aktiv  ver

sucht, Aktivist*innen und Intellektuelle aus dem globalen Sü

den miteinzubeziehen. Im letzten Jahr fand erstmals eine Kon

ferenz zu Degrowth und der NordSüdProblematik in Mexiko 

statt.  Es  gibt  also  keinen  Grund,  die  DegrowthDebatte  auf

grund des Standes, auf dem sie vor 10 Jahren war, abzuschrei

ben. Ganz im Gegenteil ist diese Bewegung ein Forum, das mo

mentan sehr empfänglich für Interventionen aus antikapitalis

tischer und marxistischer Perspektive ist.

Von «Techno-Fixes» und dem Markt als zentralem 
Organisationsprinzip

Dennoch ist Degrowth noch weit davon entfernt, klare poli

tische Strategien für den Übergang in eine Postwachstumsge

sellschaft entwickelt zu haben. Dazu gibt es innerhalb der De

batte viele verschiedene Ansätze, von Experimenten solidari

scher Landwirtschaft und alternativer Ökonomien (Common 

ing, Shareeconomy etc.) bis zu politischen Forderungen nach 

einer radikalen Verkürzung der Arbeitszeit und einem Grund

einkommen. Aus marxistischer Perspektive mögen diese Ansät

ze zum Teil mehr, zum Teil weniger Sinn machen. Was die mo

mentane  DegrowthDebatte  aber  grundsätzlich  interessant 

macht, ist, dass sie den Markt als das zentrale Organisations

prinzip der Gesellschaft radikal in Frage stellt und eine RePo

litisierung der Wirtschaft sowie eine demokratische Debatte 

über die Formen von Produktion und Konsum fordert. 

Es ist durchaus möglich, dass die DegrowthDebatte frucht

bare Impulse in die Diskussionen um den Begriff des ÖkoSo

zialismus bringen könnte. Innerhalb der marxistischen Linken 

findet  sich eine  starke ökomodernistische Tendenz, die der 

Überzeugung ist, dass es für die aktuelle Klimakrise rein tech

nologische Lösungen gibt bzw. geben wird, die eine Entkopp

lung von Wirtschaftswachstum und erhöhtem Ressourcenver

schleiss möglich machen. In einer Spezialausgabe zum Klima

wandel des USamerikanischen Magazins Jacobin , das sich als 

die führende Stimme der USLinken betrachtet, ist von natürli

Wenige verursachen viel: CO2-Emmissionen nach 
Einkommen und Region.
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chen Grenzen des Wachstums keine Rede.4 Unter dem Motto 

«Think Big instead of live small» wird argumentiert, das eine 

zentralistisch geplante, demokratische, auf dem Aufbau gross

räumiger  Infrastruktur  basierende,  sozialistische  Wirtschaft 

moderne Technologie rationaler einsetzen könnte als der Kapi

talismus, und so  theoretisch unendliches Wachstum ermögli

chen würde. Es findet sich in der Ausgabe praktisch nichts über 

die Notwendigkeit, die Exzesse der Extraktionsindustrie wie 

Fracking oder den Aubbau von Braunkohle und Teersand zu 

stoppen. Die Lösungsvorschläge für die ökologische Krise dre

hen sich um sogenannte «TechnoFixes» – rein technologische 

Lösungen  –  in  Gebieten  wie  GeoEngineering,  Gentechnik, 

Atomstrom, oder CSS (KohlenstoffBindung und Speicherung), 

die grünes Wachstum in einer postkapitalistischen Ökonomie 

ermöglichen sollen. Dass Technologien wie CSS tatsächlich das 

halten können, was sie zu versprechen scheinen, wird von Wis

senschaftler*innen indes als unrealistisch eingeschätzt.5 Dieses 

technooptimistische Festhalten am Wachstumsprinzip untermi

niert nicht etwa die ideologischen und ökonomischen Grundla

gen  einer  auf  Beherrschung  und  Ausbeutung  basierenden 

MenschNaturBeziehung,  die  der  Kapitalismus  erzeugt  hat, 

sondern ist deren direkte Fortsetzung. Es scheint, als seien Tei

le der sozialistischen Bewegung hinter den Stand des späten 

19. Jahrhunderts zurückgefallen, als Engels bemerkte: «Wir be

herrschen die Natur nicht, sondern wir gehören ihr an, stehen 

in ihr. Unser Vorzug als Menschen ist nur, dass wir ihre Gesetze 

erkennen und richtig anwenden können. Schmeicheln wir uns 

indes nicht so sehr mit unseren menschlichen Siegen über die 

Natur. Für jeden solchen Sieg rächt sie sich an uns...»6

Braucht es überhaupt Wachstum für ein gutes
Leben?

Dabei wäre es aus ökosozialistischer Perspektive überhaupt 

nicht nötig, an der Idee von konstantem, unbegrenztem Wachs

tum festzuhalten. Wachstum im kapitalistischen Sinne, also die 

quantitative  Vermehrung  der  Produktion  von  Tauschwerten, 

war schliesslich nie das Ziel des sozialistischen Projekts. Die 

Ziele des Sozialismus sind konkret: gleicher Zugang für alle zu 

würdigen Lebensbedingungen, einer intakten Natur, Bildung, 

Gesundheit,  guter Ernährung,  politischer und ökonomischer 

Mitbestimmungsrechte und so weiter. All das braucht Ressour

cen. Was es aber nicht braucht, ist eine jährliche Wachstumsra

te der Wirtschaft von 3%. Der Kapitalismus produziert immer 

mehr Tauschwerte, während der Anteil von wirklichen, gesell

schaftlich notwendigen Gebrauchswerten, die im Produktions

volumen enthalten sind, immer kleiner wird. In der Tat könn

ten wir heute das Gesamtvolumen der Produktion verkleinern 

und gleichzeitig mehr Dinge produzieren, die wir tatsächlich 

brauchen. Diese echten Bedürfnisse sind dabei keine objektive 

Grösse, sondern das Resultat eines Prozesses demokratischer 

Aushandlung. Der  Idee nachzuhängen, dass eine Steigerung 

der  Lebensqualität  an  ein  Wachsen  der  Wirtschaft  und  den 

Konsum möglichst vieler Waren gekoppelt ist, würde heissen, 

den blinden Produktionismus und das beschränkte Menschen

bild der bürgerlichen Ideologie zu übernehmen. In dieser Hin

sicht können wir von der DegrowthDebatte  lernen, da dort 

ernsthafte Anstrengungen unternommen werden, sich weg von 

einem quantitativen und hin zu einem qualitativen Verständnis 

von menschlichen Bedürfnissen, Lebensqualität und Entwick

lung zu bewegen und eine politische Praxis zu entwickeln, die 

sich daran orientiert. 

Es ist klar, dass die Konsumökonomie, wie sie heute in den 

westlichen Industriestaaten existiert, für eine Welt mit über 7 

Milliarden Menschen ökologisch nicht tragbar ist. Die ökono

misch  bessergestellten  Menschen  in  diesen  Ländern  werden 

sich daran gewöhnen müssen, mit «weniger» zu leben, zumin

dest was den Konsum von Waren angeht. Gleichzeitig könnte 

ein Fokus auf die Befriedigung von echten menschlichen Be

dürfnissen im Rahmen ökologischer Nachhaltigkeit ein konsti

tutives Prinzip einer neuen, kommunalistischen, auf Solidarität 

gegründeten Ordnung sein, die qualitative Verbesserungen der 

Lebensumstände und eine Neudefinition menschlicher Bedürf

nisse jenseits von Warenfetisch und Profitstreben möglich ma

chen. Allerdings muss weiterhin jede Konzeption von Degrow

th, die ein Schrumpfen der Wirtschaft auf Kosten derer befür

wortet, die jetzt schon unter prekären Bedingungen zu leben 

gezwungen sind, scharf kritisiert werden. Wie der marxistische 

Soziologe John Belamy Foster festhält, «reicht es nicht aus, sei

ne gesamte Analyse auf der Kritik einer abstrakten Wachstums

gesellschaft zu gründen». Degrowth ist ein wertvolles Konzept 

im ökologischen Sinn, politisch bedeutungsvoll wird es aber 

erst dort, wo die Wachstumskritik mit der Kritik an Kapital, Pa

triarchat, Rassismus und  Imperialismus einhergeht.7 Glückli

cherweise scheinen sich grosse Teile der DegrowthBewegung 

seit einigen Jahren in diese Richtung zu bewegen. Es ist gut 

möglich,  dass  sich  hier  ein  politischer  Raum  bildet,  in  dem 

neue Allianzen für eine emanzipatorische Bewegung geschmie

det werden können.

1 Für eine Ausführung dieser Kritik siehe: John Belamy Foster: «Ca-
pitalism and Degrowth: An Impossibility Theorem», Monthly Re-
view, Januar 2011.

2 Für eine Ausführung dieser kritik siehe: John Belamy Foster: «Ca-
pitalism and Degrowth: An Impossibility Theorem», Monthly Re-
view, Januar 2011. 

3 Zur Verteilung von Carbon Footrpint by income and region: siehe 
Grafik. Quelle: https://ourworldindata.org/co2-by-income-region

4 Für Kritik an Jacobin’s Vorstellungen zu Ökosozialismus siehe: Ian 
Angus: «Memo to Jacobin: Ecomodernism is not Ecosocialism», Ca-
nadian Dimension, 17. Januar 2018. 

5 Siehe: Andy Skuce. «We’d have to finish one new facility every 
working day for the next 70 years’—Why carbon capture is no pa-
nacea», Bulletin of the Atomic Scientists. 04. 10. 2016: https://the-
bulletin.org/2016/10/wed-have-to-finish-one-new-facility-eve-
ry-working-day-for-the-next-70-years-why-carbon-capture-is-
no-panacea/

6 MEW 20, 1978, S. 452-453. 

7 John Belamy Foster: «Capitalism and Degrowth: An Impossibility 
Theorem», Monthly Review, Januar 2011.
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SCHWERPU NKT KL IM A B EWEGU NG

Abfall im
Kapitalismus
Es gibt wenig was so alltäglich ist 
wie Abfall. Da wir gezwungen sind 
zu konsumieren – Lebensmittel, 
Wohnraum, Strom, Wasser, etc. – 
um am Leben zu bleiben, wachsen 
die Abfallberge kontinuierlich an. 
Alles was konsumiert wird, muss 
auch produziert werden. Abfall ist 
also fest mit dem Wirtschafts-
kreislauf verbunden.
von Raphael Liebermann (BFS Zürich)

Ein Blick in die Statistik1 verrät, dass der grösste Teil 

des Abfalls im Baugewerbe entsteht (84%), danach kom

men die Hausabfälle (7%) und der Bioabfall (6%). Auf je

de Person  in der Schweiz kommen pro Jahr 716 kg an 

Siedlungsabfällen. Das ist Weltspitze. Dabei werden 47% 

des gesamten Abfalls nicht recycelt und müssen dement

sprechend unsichtbar gemacht werden.  In der Schweiz 

wird der Abfall entweder verbrannt und damit zu einem 

Teil in die Atmosphäre geblasen, in Deponien verscharrt, 

oder in ärmere Länder wie China, Nigeria und Ghana ex

portiert. Von dort gelangt beispielsweise Plastikmüll über 

Flüsse in die Ozeane, wo mittlerweile unvorstellbar gros

se Flächen mit Plastik belastet sind. Die Verschmutzung 

der Erde hat schon längst globale Ausmasse erreicht und 

genaue Vorhersagen über die Konsequenzen gibt es nicht. 

Abfall stellt damit ein globales Problem mit unvorherseh

baren  Auswirkungen  auf  unsere  Umwelt  dar.  Wie  ein

gangs festgestellt, ist dieses Problem untrennbar mit un

serer Gesellschaftsform verbunden. Nachfolgend soll eine 

marxistische Perspektive auf das Phänomen Abfall eröff

net werden. Die daraus abgeleiteten Forderungen können 

zur  Frage  beitragen,  was  ein  ökosozialistisches  Projekt 

leisten muss und wie es aussehen könnte.
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Was ist überhaupt Abfall?
Um zu klären, was Abfall ist und welche Funktion er ein

nimmt, müssen wir uns ein Bild vom Kapitalismus machen, 

welches uns dabei hilft, das Problem möglichst in seiner Ge

samtheit betrachten zu können. Fangen wir mit einem einfa

chen Warenkreislauf von unabhängigen Produzent*innen an. 

Jede*r von diesen hat gewisse Bedürfnisse, die durch den 

Konsum von Produkten befriedigt werden. Da ab einem ge

wissen Punkt die Produkte zur Bedürfnisbefriedigung zu viel

zählig und zu komplex werden, als dass sie jede*r für sich al

lein herstellen könnte, ist jede*r auf die Arbeit anderer Pro

duzent*innen angewiesen. Es muss also getauscht werden. 

Hierbei werden im Idealfall Produkte von gleichem Wert ge

tauscht – z.B. den gestrickten Wollpullover gegen fünf Stun

den Nachhilfe in Mathe – deren Wert macht sich daran fest, 

wie  lange  alle  Produzent*innen  der  Gemeinschaft  durch

schnittlich brauchen, um ihr Produkt herzustellen.

Es tauschen also alle ihre Produkte gegen etwas ein, was 

sie mehr benötigen – etwas was für sie einen höheren Ge

brauchswert hat. Wenn man noch eine Art Geld, welches den 

Wert repräsentieren soll, einführt, lässt sich der Prozess auf 

folgende Form bringen: 

Produkt 1 > Geld > Produkt 2. 

Der Austausch nimmt die Form eines Kreises an, wobei 

am Ende alle das haben, was sie benötigen. Das Bild dieses 

Kreises lässt sich jetzt anpassen, denn die Produkte werden 

aus Rohstoffen hergestellt, die der Umwelt entzogen werden. 

Es gibt einen Zufluss aus der Umwelt in unseren Kreislauf. 

Wenn die Bedürfnisse und die Grösse der Gemeinschaft kon

stant  bleiben,  bleibt  dementsprechend  auch  die  Fliessge

schwindigkeit und die Menge an zirkulierenden Produkten 

konstant.

Nun sind wir auch in der Lage eine Definition von Abfall 

zu geben. Denn offensichtlich entsteht beim Konsum und bei 

der Produktion ein Nebenprodukt, der Abfall. Damit es aber 

zu Abfall wird, der zurück in die Umwelt abgegeben wird, 

darf er keinen Gebrauchswert mehr haben. Solange dieses 

Nebenprodukt  für  irgendjemanden  in  der  Gemeinschaft 

einen Gebrauchswert darstellt, ist es kein Abfall.

Unser Kreislauf hat also nicht nur einen Zufluss aus der 

Umwelt,  er hat auch einen Abfluss  zurück  in die Umwelt. 

Abhängig von der Wiederaufbereitung des Abfalls oder der 

Regenerationsfähigkeit der Umwelt, lässt sich nahezu aller 

Abfall wieder als Ressource für einen neuen Zyklus nutzen.

Abfall und Überproduktion
Der hier kurz skizzierte Kreislauf trifft vielleicht auf ein 

isoliertes Dorf irgendwo im Nirgendwo zu, aber nur unzurei

chend auf die derzeit dominante Gesellschaftsform – den Ka

pitalismus. Dieser hat  ein paar Eigenheiten, die dem Bild 

noch  fehlen.  Im Kapitalismus gibt es zwar auch Produkte, 

diese werden jetzt aber von lohnabhängigen Personen herge

stellt mit dem Zweck, sie nachher gewinnbringend zu ver

kaufen. In diesem Szenario haben sich jetzt einige Dinge ge

ändert. Die Produkte werden jetzt nur noch hergestellt, um 

sie zu verkaufen, nicht um direkt ein Bedürfnis zu befriedi

gen. Der Tauschwert und eben nicht mehr der Gebrauchs

wert bestimmt jetzt die Produktion. Das Produkt ist zur Wa

re geworden. 

Des Weiteren arbeiten die meisten nicht mehr  für sich 

selbst, sondern für Lohn, den sie von den Kapitalist*in

nen erhalten – auch die Fähigkeit, Arbeit zu leisten, 

ist so zur Ware geworden. Dieser Prozess rentiert 

sich für die Kapitalist*innen, da die menschliche 

Arbeitskraft  mehr  Wert  schafft  als  sie  selber 

braucht,  um  sich  zu  erhalten.  Dies  ist  die 

Voraussetzung für die Mehrarbeit, dessen 

Äquivalent  –  der  Profit  –  nicht  an  die 

Lohnabhängigen, sondern an die Kapi

talist*innen geht. Am Ende jedes Zy

klus‘  stehen  die  Kapitalist*innen 

mit mehr Geld als vorher da, wel

ches  sie  wieder  reinvestieren 

können. So  steigt  in  jedem Zy

klus die Menge an Wert, welche 

in  Bewegung  gesetzt  werden 

muss.  Der  Wert  zirkuliert  nun 

nicht  mehr  in  einem  Kreis,  son

dern dehnt sich in einer Spirale im

mer weiter aus. Dieses Wachstum be
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dingt eine ansteigende Rohstof

fextraktion und erzeugt simultan 

auch stark ansteigende Abfallmen

gen.  Diese  Entwicklung  gerät  aber 

recht schnell in Konflikt mit der Endlichkeit 

der Ressourcen des Planeten und mit der Toleranz 

der Umwelt gegenüber immer mehr Verschmutzung.

Diese «Produktion, um der Produktion willen»  ist dabei 

weder  von  einer  gesamtgesellschaftlichen  Verschwendungs

sucht oder von einer wachsenden Bevölkerung getrieben, son

dern  von  der  dem  Kapital  einbeschriebenen  Tendenz, 

Tauschwerte zu akkumulieren und Profit zu machen.

Denn im Ideal des freien Marktes zwingt die Konkurrenz 

zwischen den Kapitalist*innen sie dazu, mehr zu produzieren 

als nachgefragt wird, um über die schiere Menge den eigenen 

Marktanteil auszudehnen. Es existiert also ein Belohnungssys

tem für eine Überproduktion an Waren. Dieses resultierende 

Überangebot sorgt dafür, dass Waren zu Abfall werden, ohne 

konsumiert worden zu sein. Das Prinzip der Profitmaximie

rung bewirkt,  dass Gebrauchswerte  vernichtet werden. Am 

deutlichsten  wird  dies  am  Beispiel  des  food  waste:  In  der 

Schweiz  sind  die  Hälfte  aller  weggeworfenen  Lebensmittel 

noch geniessbar. Dies ist angesichts davon, dass jeder neunte 

Mensch auf der Welt Hunger leidet, pervers.

Ein weiteres Beispiel: Der grösste Anteil des Mülls in der 

Schweiz geht auf das Konto des Bausektors. Der durch die Im

mobilienblase angetriebene Bauboom und der damit einherge

hende Häuserleerstand ist damit nicht nur aus sozialer, son

dern auch aus ökologischer Sicht eine Katastrophe. Es wird 

nicht für das Bedürfnis nach einer Wohnung gebaut, sondern 

zur Kapitalanlage.

Das grosse Aufräumen
Es  ist  aber  nicht  so,  als  wäre  die  kapitalistische  Gesell

schaft  überhaupt  nicht  in  der  Lage,  die  Umwelt  «aufzuräu

men». Dies passiert dann, wenn Investitionen durch massive 

Verschmutzung gefährdet werden. Das anschaulichste Beispiel 

ist der geplante HighTechAufräumeinsatz, welcher Trümmer

teile aus dem Orbit des Planeten entfernen soll. Hier wird ver

sucht, unter massivem Aufwand das globale Satellitennetz zu 

retten, welches durch den hinterlassenen Weltraummüll  zu 

kollabieren droht.2 

Möglicherweise wird das Kapital eines Tages auch die nö

tigen investitionstechnischen Anreize verspüren, den Plastik

müll  aus  den 

Ozeanen entfernen 

zu wollen.3 Nur haben 

wir keine Zeit auf die Auf

räumkünste des  freien Mark

tes  zu  warten.  Denn  das  Mikro

plastik, das schon im Nahrungskreislauf ist und all die Tiere, 

die daran verendet sind, lassen sich nicht rückgängig machen. 

Auch in vielen anderen Bereichen scheitert das Kapital stän

dig. Die Wiederinstandsetzung kontaminierter Böden  (Blei, 

Quecksilber) ist extrem aufwendig und ohne den Einsatz fos

siler Energie zum heutigen Zeitpunkt gar nicht möglich. Dann 

wäre da noch der Atommüll (wohin damit?), und als Konse

quenz  der  Verschmutzungen  zehntausende  ausgestorbene 

Tier und Pflanzenarten, oder das Verschwinden ganzer Öko

systeme in vielen Regionen (Wälder, Korallenriffe, Inseln).

Eine umweltverträgliche Alternative?
Daher wird ein rascher Systemwandel nötig sein, welcher 

den individuellen Konsum massiv verändern wird. Versuche, 

die beim individuellen Konsum ansetzen, werden die giganti

schen  gesellschaftlichen  Produktivkräften  nicht  umlenken 

können.

Für den Übergang zu einer umweltverträglichen Alternati

ve zum kapitalistischen Gesellschaftsmodell können wir schon 

jetzt durchsetzbare Forderungen aufstellen. So müsste z.B. je

des Produkt, was auf den Markt kommt, zu 100% recycelbar 

sein. Eine intakte Umwelt ist ein Allgemeingut und das Kapi

tal,  das  mit  umweltschädlichen  Mitteln  angehäuft  wurde, 

muss  enteignet  werden,  um  für  einen  umweltfreundlichen 

Systemwandel zu bezahlen. Die Entscheidungsmacht darf da

bei nicht ein paar wenigen Profiteuren des Status Quo über

lassen werden. Umweltzerstörende Unternehmen müssen un

ter demokratische Kontrolle der Lohnabhängigen gestellt wer

den, damit der Stoffwechsel  zwischen unserer Gesellschaft 

und der Umwelt rational geplant werden kann.

1 www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/abfall.html

2 www.esa.int/Our_Activities/Operations/Space_Safety_Securi-
ty/Clean_Space/in-orbit_servicing

3 www.theoceancleanup.com
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Zwischen sozialer 
Alternative und 
esoterischer Sackgasse

Momentan sind zwei soziale Bewegungen in der Schweiz in aller 
Munde: Klimajugend und Frauen*streik. Sowohl die Klimakrise als 
auch die weiterhin bestehende Ungleichheit zwischen den 
Geschlechtern sind altbekannte Themen. Wie kommt es, dass 
zwei so wichtige Themen gleichzeitig zum Ausbruch sozialer 
Bewegungen und Streiks führen? Sind sie getrennt voneinander 
zu betrachten, oder sagt ihr zeitgleiches Auftreten auch etwas 
über eine inhaltliche Verbindung aus? 
von Sarah Friedli (BFS Jugend Zürich)
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Fakt  ist:  Die  Auswirkungen  des  Klimawandels  führen 

vielerorts schon heute zu gravierenden Problemen. Die Art 

und Weise, wie wir im Kapitalismus Güter produzieren und 

konsumieren,  hat  unsere  Ökosysteme  derart  angegriffen, 

dass  die  Reproduktion  des  menschlichen  Lebens  immer 

schwieriger wird: Flüsse sind stark verschmutzt und verur

sachen  Krankheiten  und  Todesfälle,  Dürren  und  Über

schwemmungen  sorgen  für  niedrige  Ernteerträge,  viele 

Landwirtschaftsflächen  sind  aufgrund  von  Monokulturen 

und Pestiziden vergiftet und ausgelaugt. Die ständig steigen

den  Temperaturen  sowie  der  Anstieg  des  Meeresspiegels 

drohen  darüber  hinaus  ganze  Regionen  unseres  Planeten 

unbewohnbar zu machen.

Eine Krise der Reproduktion 
Wir sprechen hier neben einer ökologischen Krise also 

ganz klar auch von einer Krise der (Re)Produktion ((Wie

der)Herstellung) des Lebens. Und diese Reproduktionskrise 

hat eine Geschlechterdimension, denn: 

1. Es sind vor allem Frauen, die für die (Re)Produktion 

des Lebens zuständig sind: Die unbezahlte Haus und Sorge

arbeit  von  Kindern,  Alten  und  kranken  Menschen  wird 

mehrheitlich von Frauen geleistet. 

2. Weltweit  sind es mehrheitlich Frauen, die  landwirt

schaftlich  tätig  sind und  somit  das Rückgrat  kleinbäuerli

cher Familien bilden. Als solche sind sie vom Klimawandel 

besonders betroffen.1

Aufgrund ihrer Schlüsselrolle bei der Bereitstellung von 

Nahrungsmitteln, Kleidung und Unterkünften tragen Frauen 

also die Hauptlast von Dürren, Umweltverschmutzung und 

übermässiger Ausbeutung des Bodens. Doch nicht nur das: 

Frauen leisten diese Arbeit meistens auch noch unbezahlt. 

Die  Tätigkeiten  von  Frauen  und  ihre  Rolle  in  der  Gesell

schaft wird naturalisiert und  ihre Unterdrückung mit der 

Biologie  erklärt. Wie  auch die Natur wird die Arbeit  von 

Frauen im Kapitalismus als billige oder kostenlose und «na

türliche» Ressource ausgebeutet. Diese Ausbeutung kommt 

einem Raub gleich. Und dieser Raub findet tagtäglich aufs 

Neue statt, denn die von Frauen verrichtete unbezahlte Ar

beit zur (Re)Produktion des Lebens ist nie abgeschlossen. 

Diese sich ständig wiederholende Aneignung weiblicher Ar

beitskraft ist die Voraussetzung für das kapitalistische Funk

tionieren  und  die  damit  einhergehende  Ausbeutung  aller 

Menschen, die in einem kapitalistischen Lohnverhältnis ar

beiten. Denn stellen wir uns nur einmal vor, die Wirtschaft 

müsste für die ganze von Frauen verrichtete Arbeit aufkom

men:  In der Schweiz beispielsweise  entspricht die Arbeit, 

welche  für  das  Zubereiten  von  Mahlzeiten  aufgewendet 

wird, ca. 45 Milliarden Franken. Das entspricht «ungefähr 

90  Prozent  der  Bruttowertschöpfung  des  gesamten  Groß 

und  Detailhandels».2  Es  gäbe  also  kein  wirtschaftliches 

Wachstum mehr.

Esoterik oder Materialismus: Verschiedene 
Ansätze 

Was dieses Beispiel auch zeigt, ist, dass viele Frauen aus

serhalb des kapitalistischen Lohnverhältnisses arbeiten. Hier 

knüpft der Subsistenzansatz an, den feministische Theoreti

kerinnen wie Maria Mies entwickelten. Zu dieser subsisten

zerhaltenden Arbeit, welche vor allem im globalen Süden 

der grösste Arbeitssektor darstellt, zählt sie sowohl die un

bezahlte Haus und Erziehungsarbeit der Frauen, die Arbeit 

von Kleinbäuerinnen sowie den sogenannten «informellen 

Sektor»  (Gelegenheitsjobs,  Schwarzarbeit,  Kinderarbeit 

etc.)3 Sie geht davon aus, dass jener Bereich, der gemeinhin 

als Wirtschaft verstanden wird, aus dem Kapital und der – 

von weissen cisMänner verrichteten – Lohnarbeit besteht. 

Alle anderen Ebenen und Tätigkeiten (Sorgearbeit, emotio

nale Arbeit, Nahrungsbeschaffung etc.) gehören zur Subsis

tenzwirtschaft, welche «von den Ökonomen als freies Gut 

bezeichnet wird und darum ohne irgendwelche Kosten aus

gebeutet werden kann.»4

Als Antwort auf diese Analysen stellt Maria Mies eine 

«Subsistenzperspektive» vor, welche die «Herstellung und 

Wiederherstellung  des  Lebens»  und  nicht  die  Produktion 

von Waren und die Kapitalakkumulation zum Ziel hat. Sie 

beschreibt einen «Frieden mit der Natur, […] Frieden zwi

schen Frauen und Männer, […] Frieden mit  fremden Völ

kern»  sie  schreibt  auch,  die  Subsistenzperspektive  lehne 

«Wachstumswahn und Industriegesellschaft ab», heisse aber 

keine «Rückkehr zu vormodernen Zeiten».5 Dieser Ansatz 

scheint sehr fest auf Vorstellungen eines «guten Menschen» 

zu basieren und wirkt esoterisch und naturalisierend. Mies 

schlägt nämlich vor, wir sollen einfach Frieden schliessen 

und von der «Ellbogengesellschaft» abkommen. Doch mit 

Frieden ist leider noch keinerlei Voraussetzung für ein gutes 

Leben für alle gegeben. Denn der Ansatz von Mies beinhal

tet keine Erklärungen dafür, wie die bis anhin von Frauen 

« Aufgrund ihrer Schlüsselrolle bei der Be-
reitstellung von Nahrungsmitteln, Kleidung 
und Unterkünften tragen Frauen also die 
Hauptlast von Dürren, Umweltverschmutzung 
und übermässiger Ausbeutung des Bodens.»

Zwischen sozialer Alternative und esoterischer Sackgasse
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Zwischen sozialer Alternative und esoterischer Sackgasse

geleistete unbezahlte Arbeit zur Produktion und Reprodukti

on des Lebens – nach Mies das wichtigste Ziel einer Alterna

tiven Lebensweise – neu und gerecht organisiert und verteilt 

werden soll. 

Ein ebenfalls naturalisierender Ansatz bietet der kulturel

le  Ökofeminismus.  Zu  dessen  Vertreterinnen  gehört  die 

Theologin Mary Daly. Sie und ihre Mitstreiterinnen beziehen 

«sich positiv auf die Nähe von Frauen zur Natur, die auf der 

Fähigkeit der Frauen beruht, Kinder zu gebären. Die damit 

in  Zusammenhang  stehenden  Prozesse  […]  ermöglichten 

Frauen  einen  privilegierten  Zugang  zu  den  natürlichen 

Rhythmen lebendiger Prozesse. Aufgrund dieser Erfahrung 

entwickelten Frauen stärkere Gefühle der Verantwortlichkeit 

für  andere,  also  auch  grössere  Verantwortung  für  die  Na

tur.»6  Dieser  Ansatz  ist  naturalistisch  und  sexistisch,  ich 

kann das nicht anders sagen. Denn dieser Ansatz reduziert 

alle Frauen auf Gebärmaschinen und leugnet zudem, dass es 

ein breites Spektrum an Geschlechtern gibt. Um dies noch 

einmal klar zu stellen: Nicht jede Frau kann oder will Kinder 

bekommen, und trotzdem sind sie Frauen. 

Das ist von einer transfeindlichen katholischen Theolo

gin auch nicht wirklich anders zu erwarten. Wenn wir aber 

eine  wirkliche  feministische  und  ökologische  Alternative 

zum gegenwärtigen System aufbauen wollen, müssen wir 

diesen Ansatz scharf kritisieren und uns mit der materiellen 

Grundlage der Ausbeutung von Frauen und der Natur im Ka

pitalismus auseinandersetzen. 

Wir  leben  in einer Welt,  in der die geschlechterspezifi

sche Arbeitsteilung viele Bereiche umspannt und grosse Tei

le unserer sozialen Interaktionen beeinflusst. So sind welt

weit hauptsächlich Frauen für die Bereitstellung von Nah

rung, Kleidern und Unterkünften zuständig. Dies nicht aus 

biologischen Gründen, oder weil Frauen lieber Putzen, Wa

schen oder emotionale Betreuungsarbeit  leisten oder dies 

besser könnten als Männer, sondern weil Frauenarbeit syste

matisch abgewertet und unsichtbar gemacht wird. Die Ver

teilung von Macht, Wissen, Arbeit, Verantwortung und Zu

gang  zu  technischen  Möglichkeiten  geht  entlang  gender, 

class  und  race  Ungleichheit.  Diese  ungleiche  Verteilung 

strukturiert durch die verschiedenen Arbeiten, Verantwort

lichkeiten und Möglichkeiten das Naturverhältnis der Men

schen. Je nach Position in diesem Machtgefüge sind Wissen 

und Umgang mit der Natur unterschiedlich.7 Aufgrund ihrer 

gesellschaftlich zugeteilten Rolle der «Produzentin und Er

halterin» des Lebens  führen vor allem  im globalen Süden 

Frauen Arbeiten aus, die naturverbundener sind, als diejeni

gen Arbeiten, welche Männern zugeteilt wird. Somit sind sie 

einerseits mehr von der Klimakatastrophe betroffen, besit

zen aber auch mehr Wissen über den Umgang mit Naturres

sourcen, wodurch aber auch die Verantwortung «feminisiert» 

wird.8

Dieser Ansatz, welcher davon ausgeht, dass andere Tä

tigkeiten und Erfahrungen auch andere Denkweisen, Stand

punkte und Sensibilitäten hervorbringen ist als sozialer Öko

feminismus bekannt. Es ist ein intersektionaler Ansatz, wel

cher  nicht  auf  mystischen  oder  naturalisierenden 

Argumenten  aufbaut.  Diese  Analyse  erklärt  auch,  warum 

Frauen die Speerspitze von sozialen Kämpfen gegen die Um

weltzerstörung bilden, wie wir  sie heute  sehen: Beispiele 

sind der Kampf indigener Frauen gegen die Dakota Access 

Pipeline in den Vereinigten Staaten, um die Wasservorkom

men zu schützen. Oder der Kampf für die Rückgabe des vom 

Militär besetzen Landes im Norden von Sri Lanka, wo vor 

allem  Frauen  für  die  Landrückgabe  kämpfen.9  Oder  der 

Kampf der GarhwaliFrauen in Nordindien gegen den Bau 

von Wasserkraftwerken. Diese Kämpfe verbinden ökologi

sche und soziale Anliegen gegen die Krise der sozialen Re

produktion: Sie sind starke antikapitalistische Alternativen 

zum vermeintlich «grünen» Kapitalismus. Diese Bewegungen 

kämpfen  für  eine  Welt,  in  der  soziale  Gerechtigkeit,  das 

Wohlbefinden der Gemeinschaft und ein nachhaltiger Um

gang mit der Natur untrennbar miteinander verbunden sind. 

Aus diesen Gründen ist es für eine antikapitalistische, femi

nistische Linke zentral, sich von mystischen und naturalisie

renden Tendenzen der Verknüpfung von Feminismus und 

Ökologie abzuwenden und stattdessen auf die Analysen und 

Argumente des sozialen Ökofeminismus aufzubauen. 

Gemeinsam ein gutes Leben für alle aufbauen
Anstelle eines Systems, welches ausschliesslich auf Profit 

aus  ist,  Menschen  in  Kategorien  einteilt  und  abwertet, 

menschliche Arbeit und Natur als kostenlose Ressource aus

beutet und zerstört, brauchen wir eine ökosozialistische und 

feministische Alternative.

Wir wollen eine Loslösung dieser konstruierten Verant

wortlichkeit der Frauen und fordern sowohl die Gleichstel

lung aller Geschlechter als auch den Stopp der klimaschädli

chen Produktionsweise. Wir  stehen ein  für  eine  feministi

sche  und  ökosozialistische  Perspektive.  Denn  eine 

ökosozialistische  Perspektive  hat  nur  dann  eine  Chance, 

wenn die sie erkämpfende Bewegung eine feministische Be

wegung  ist,  welche  die  geschlechterspezifische  Arbeitstei

lung sowie die Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen 

radikal bekämpft. Dabei ist die Selbstorganisation von Frau

en und LGBTIQ+ zentral.

1 Hofstätter, Sigrun: Wir Frauen ernähren die Welt. Soziopoliti-
sches und ökologisches Handeln von Frauen in Kontexten bäu-
erlicher Saatgut(re)produktion, Wien 2009. 

2 Madörin, Mascha: Care Ökonomie. Eine Herausforderung für 
die Wirtschaftswissenschaften, 2010, S.96.

3 Mies, Maria: Patriarchat und Kapital. Frauen im globalisierten 
Kapitaismus, in: feminism & gender, Sonderbeilage der Jungen 
Welt, 16.07.2003, S. 9-11.

4 ebd.

5 ebd.

6 Bauhardt, Christine: Feministische Ökologie, Ökofeminismus 
und Queer Ecologies, auf: Gender Politik Online (https://www.-
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7 ebd.
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9 Voice, Zeitschrift der Gesellschaft für bedrohte Völker, 2-2017, 
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Geschlechtliche Ungleichheit in der 
Altersvorsorge

Die geschlechtsspezifische Dimension der Altersvorsorge 

erscheint uns zu allererst in Form der Ungleichheit der Vor

sorgeleistungen zwischen den Geschlechtern. Basierend auf 

der zwischen 2002 und 2012 pensionierten Generation in 

der Schweiz zeichnet sich folgendes Bild: Die durchschnittli

che Altersrente von Frauen beträgt nur 63 Prozent der Al

tersrenten von Männern, ist also um 37 Prozent tiefer.1 Um 

dieser Differenz auf den Grund zu gehen, muss sie nach den 

verschiedenen Quellen aufgeschlüsselt werden. Die Schwei

zer Altersvorsorge  ist zusammen mit der Versicherung für 

Hinterbliebene und gegen Invalidität in drei Säulen organi

siert. Die erste Säule, die staatliche Vorsorge (die AHV und 

Ergänzungsleistungen), soll den Existenzbedarf decken; die 

zweite Säule, die berufliche Vorsorge (vor allem die Pensi

onskassen) soll die Weiterführung des Lebensstandards er

möglichen;  die  dritte  Säule,  die  individuelle  oder  private 

Vorsorge, steht ergänzend zu den ersten beiden Säulen.

In der ersten Säule beträgt die Differenz der Renten nach 

Geschlecht nur etwa drei Prozent, während sie in der zwei

ten Säule 63 Prozent und der dritten 54 Prozent beträgt. Der 

Anteil der AHV an der gesamten Rente macht bei Frauen 

fast  80  Prozent  aus,  bei  Männern  dagegen  nur  knapp  60 

Prozent. Das heisst, dass der Grossteil der Renten von Frau

en nur den Existenzbedarf decken. Nur etwas über die Hälf

te der Frauen bezieht eine Rente aus der beruflichen Vorsor

ge, während es bei den Männern über drei Viertel sind. Bei 

der dritten Säule zeichnet sich ein ähnliches Bild: Insgesamt 

verfügen nur ein Viertel aller Menschen über eine private 

Vorsorge. Der Anteil der Männer mit privater Vorsorge ist 

aber fast doppelt so hoch wie derjenige der Frauen (26 bzw. 

14 Prozent). Zudem hat die familiäre Situation der Frauen 

einen starken Einfluss auf die Höhe der Renten: bei Verhei

rateten  und  Personen  mit  Kindern  liegt  die  Differenz  der 

Leistungshöhe  zwischen  Frauen  und  Männern  über  dem 

Durchschnitt.2 / 3

Entsprechend hat das Armutsrisiko im Alter eine stark 

geschlechtsspezifische  Dimension.  Die  Armutsquote  von 

Frauen über 65 beträgt etwa 20 Prozent, während es bei den 

Männern 12 Prozent sind. Auch ist für etwa 37 Prozent der 

Rentnerinnen die AHV die einzige Einkommensquelle (ge

genüber etwa 18 Prozent bei Männern) und sie sind wesent

lich öfters auf Ergänzungsleistungen angewiesen.4

Um diese Erscheinungen erklären zu können, wollen wir 

die Altersvorsorge gesellschaftlich situieren und die Entwick

lung der  sozioökonomischen Situation der Frauen  in der 

Schweiz im Zusammenhang mit der von ihnen geleisteten 

produktiven und reproduktiven Arbeit betrachten.

Altersvorsorge und Klassenkampf
Die Altersvorsorge ist Teil des gesamtgesellschaftlichen 

Reproduktionsprozesses. Sie entstand infolge der Trennung 

von Arbeit und Wohnen und der damit zusammenhängen

Altersvorsorge 
und Geschlecht
Nicht nur im Arbeitsleben werden Frauen schlechter entlöhnt, auch im 
Alter leiden sie unter materieller und struktureller Ungleichheit. Die Hö-
he der Altersvorsorge weist einen erheblichen Unterschied zwischen 
den Geschlechtern auf. Dahinter stehen patriarchale Familien- und Ge-
sellschaftsstrukturen sowie die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. 
Dagegen helfen eine gesamtgesellschaftliche Auseinandersetzung und 
ein kämpferischer Feminismus. 
von Jonas Röösli (BFS Zürich)

FEM INISM U S
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Altersvorsorge und Geschlecht

den  Auflösung  der  Grossfamilie  im  Zuge  der  Industrialisie

rung. Zuvor hatte sich zumeist die Familie um diejenigen An

gehörigen gekümmert, die nicht mehr in der Lage waren zu 

arbeiten. Erst mit der Entstehung einer zuerst zahlenmässig, 

dann auch politisch starken Arbeiter*innenklasse im 19. Jahr

hundert kam die Frage und Forderung nach einer universellen 

Vorsorge auf. Die Notwendigkeit eines Altersvorsorgesystems 

ist nach der Ökonomin Serap Saritas Oran unter anderem ein 

Resultat  «der Ausbreitung des Kapitalismus, der die Familie 

und Eigentumsverhältnisse zerstörte, den älteren Menschen 

erlaubte zu überleben [und] dem Kampf der Arbeiter*innen

klasse für einen höheren Lebensstandard, inklusive Sicherheit 

im Alter.»5 

In ihrer modernen Form ist die Vorsorge Teil der Kosten 

der Arbeitskraft. Am deutlichsten erscheint dies in Form der 

Lohnabzüge für die staatliche und berufliche Vorsorge. «Der 

Wert der Arbeitskraft entspricht nicht einfach der Summe, die 

für die Reproduktion der Muskeln und Nerven einer individu

ellen Arbeiter*in notwendig ist. Vielmehr hängt der Wert vom 

sozialen Reproduktionsprozess ab, dessen Wert durch das Ver

hältnis zur kapitalistischen Klasse, dem Staat und der Familie 

bestimmt wird.»6 Dieses Verhältnis beinhaltet auch die Lebens

qualität im Alter und in diesem Sinne ist die Vorsorge Teil des 

Preises der Arbeitskraft, dessen Höhe das Kräfteverhältnis der 

Klassen widerspiegelt. Genau wie der Preis der Arbeitskraft 

Resultat von sozialen Auseinandersetzungen und schlussend

lich dem Kräfteverhältnis zwischen den Klassen ist, hängt auch 

die Vorsorge als Teil dessen davon ab.

Entwicklung des Schweizer 
Altersvorsorgemodells

So war im Schweizer Landesstreik 1918 – neben der Be

schränkung der Wochenarbeitszeit und dem Frauenstimmrecht 

– die Einführung einer Alters und Invalidenversicherung eine 

der Forderungen. Die AHV wurde allerdings erst 1948, also 

nach dem Zweiten Weltkrieg, eingeführt – nicht zuletzt auf

grund einer Streikwelle, welche fast alle Branchen zwischen 

1944 und 1948 erfasste. Die wirtschaftlich gute Konjunktur so

wie der Druck, der aus der Systemkonkurrenz zwischen Ost 

und West erwuchs, erlaubten es, die Vorsorge in den westli

chen Staaten ab den 1950erJahren Schritt für Schritt auszu

bauen.  Die  damals  entstandenen  Vorsorgemodelle  bauten 

stark  auf  der  patriarchalen  EinVerdienerFamilie  auf.  1972 

wurde in der Schweiz als Gegenvorschlag zur linken Volkspen

sionsinitiative das DreiSäulenModell eingeführt. Dieses ver

lieh der beruflichen Vorsorge ein starkes Gewicht.

Aufgrund  der  neoliberalen  Wende,  der  zunehmenden 

Schwäche der organisierten Arbeiter*innenbewegung ab den 

1980erJahren sowie den regelmässigen Wirtschafts und Fi

nanzkrisen nahm der Druck auf den Sozialstaat stetig zu. Im 

Zuge dessen wurde bis 2005 auch das ordentliche Rentenalter 

von Frauen von 62 auf 64 angehoben. Gerade die berufliche 

Vorsorge (2. Säule) ist seither von Leistungsreduktionen und 

Umstrukturierung geprägt, weil die Leistungshöhe des ange

sparten Alterskapitals immer stärker an die Bewegungen auf 

dem Finanzmarkt gekoppelt wurde.



Bürgerlich-patriarchale Kernfamilie als Problem
Im  Zuge  der  Industrialisierung  löste  sich  die  bäuerliche 

Grossfamilie  im  19.  Jahrhundert  zunehmend  auf.  Während 

Frauen der arbeitenden Klasse schon vor und während der In

dustrialisierung auf Erwerbsarbeit angewiesen waren, konnte 

sich nach dem 2. Weltkrieg die bürgerlichpatriarchale Kernfa

milie – mit dem Mann als Verdiener und der Frau als Hausfrau 

und Erzieherin – aufgrund der konjunkturellen Lage bis zu ei

nem gewissen Grad als typische Familienform etablieren. Wie 

aber alles Ständische und Stehende verdampft, ist auch diese 

Familienform in Auflösung begriffen.

Der Kampf der feministischen Bewegung gegen die Abhän

gigkeit vom Ehemann und gegen die «feminine mystique», die 

das Glück der Frau in ihrer Rolle als Hausfrau sieht, hat zusam

men mit der Expansion der Warenform in immer mehr Berei

che des Lebens dazu geführt, dass Frauen  in zunehmendem 

Masse in den Arbeitsmarkt integriert werden. Da die unbezahl

te Haus und Sorgearbeit auch heute noch mehrheitlich von 

Frauen verrichtet wird, wird das Nachgehen einer Erwerbstä

tigkeit zu einer doppelten Belastung. Wegen mangelnder Ver

fügbarkeit von Betreuungsdienstleistungen sind es dann vor al

lem die Mütter, die nach der Geburt des Kindes ihre Stelle re

duzieren oder sich ganz aus der Arbeitswelt zurückziehen.

Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung als Ursache 
für die Ungleichheit

Die  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung,  also  die  Vertei

lung der gesellschaftlichen Arbeit in Produktion, Haushalt, Fa

milie  und  Öffentlichkeit  nach  Geschlecht,  reproduziert  sich 

aber auch in der Erwerbsarbeit selbst: Frauen arbeiten öfter in 

Niedriglohnsektoren mit geringen Aufstiegschancen, während 

Kapital und gutbezahlte Führungspositionen in Politik und Un

ternehmen zumeist in Männerhand sind. Da die Höhe der Al

tersvorsorge vor allem über kumulierte Lohnbeiträge bestimmt 

wird, zieht die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung auch Un

gleichheit in der Altersvorsorge nach sich.

Das Schweizer Vorsorgesystem baut stark auf der Arbeits

marktrealität der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts und ins

besondere des EinVerdienerHaushaltes auf. Niedrigere Löhne 

und insbesondere bei Frauen noch stark verbreitete Teilzeitar

beit führen zu überproportionalen Einbussen in der Vorsorge

leistung. Dazu kommt, dass sich mehrere Arbeitsstellen gerade 

in der beruflichen Vorsorge schlecht zusammen versichern las

sen. Die Rentenhöhe bestimmt sich in der zweiten Säule über 

das Kapitaldeckungsverfahren, also aus einem mit Lohnprozen

ten  angespartem  Guthaben,  das  mit  dem  Umwandlungssatz 

multipliziert die jährliche Rente bestimmt. Durch den Koordi

nationsabzug,  dem  nicht  versicherten  Teil  des  Einkommens 

(2019: 24'885 Franken), werden in der zweiten Säule niedrige

re Löhne sowie Teilzeitstellen überproportional weniger versi

chert. Da Frauen tendenziell weniger verdienen und öfter Teil

zeit arbeiten, entsteht in der 2. Säule der grösste Teil des Ren

tenunterschieds. Hier trifft eine formale Gleichbehandlung auf 

eine strukturelle Ungleichheit und verstärkt diese dadurch.

Die  staatliche Vorsorge  (AHV) hingegen basiert  auf dem 

Umlageverfahren. Dabei werden eingezahlte Beiträge unmittel

bar zur Finanzierung der Leistungsbezüger*innen aufgewendet. 

Dieses Verfahren bietet mehr Möglichkeiten für Anpassungen. 

So werden für die Höhe der Leistungen von Ehepaaren die Ein

kommen von Ehepaaren gesplittet, also aufgeteilt, und je zur 

Hälfte  beiden  angerechnet.  Seit  2009  werden  zudem  Erzie

hungs und Betreuungsgutschriften einkalkuliert. Dadurch wird 

die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die unbezahlte 

Hausarbeit zu einem gewissen Grad berücksichtigt – entspre

chend tiefer ist der Rentenunterschied in der ersten Säule.

Ansätze für eine wirklich soziale Altersvorsorge
Ansätze wie die oben erwähnten Betreuungsgutschriften 

lindern die Symptome. Eine nachhaltige Lösung sollte jedoch 

bei der Aufwertung und Neuverteilung der sozialen Reproduk

tionsarbeit ansetzten oder, was noch sinnvoller wäre, sie in den 

öffentlichen Dienst integrieren. Dies kann jedoch nicht einfach 

ein Ideal sein, wonach sich die Wirklichkeit zu richten hat, son

dern muss Gegenstand eines gesellschaftlichen Aushandlungs

prozesses sein. Inwiefern die geschlechtliche Arbeitsteilung re

produziert wird, hängt von sozialen Kämpfen ab.

Die Quelle der Vorsorge ist die gesellschaftliche Produktion. 

Es ist eine Frage der Stärke und Organisation der Arbeiter*in

nen,  wie  dieses  Gesamtprodukt  der  Arbeit  aufgeteilt  wird  – 

welcher Teil also Profit und welcher Arbeitslohn ist. Deshalb ist 

das Vorsorgeniveau der Frauen Teil eines gesamtgesellschaftli

chen Zusammenhangs und damit stark abhängig von Familien

modellen, Arbeitsbedingungen und dem Lohnniveau der Frau

en. Es kann deshalb nicht isoliert betrachtet und als ein indivi

duelles  Problem  angegangen  werden,  sondern  ist  Teil  der 

sozialen Auseinandersetzung zwischen den Lohnabhängigen 

und den Besitzenden. Um hier wirklich Fortschritte zu erzielen, 

braucht es kollektive Aktionsformen mit entsprechender politi

scher Organisation. Um das Kräfteverhältnis in Richtung der 

Lohnabhängigen zu verschieben und damit Voraussetzungen 

für eine soziale, nichtdiskriminierende Altersvorsorge zu schaf

fen, braucht es eine starke feministische Bewegung, die sich so

lidarisch und kämpferisch für die Bedürfnisse der arbeitenden 

Frauen einsetzt.

1 Fluder, Salzgeber, Das Rentengefälle zwischen Frauen und Män-
nern, erschienen in Soziale Sicherheit, 2016.

2 ebd.

3 Fluder, Salzgeber, von Gunten, Kessler, Fankhauser, Gender Pen-
sion Gap in der Schweiz, Geschlechtsspezifische Unterschiede bei 
den Altersrenten, Schlussbericht, 2015.

4 Guggisberg, Häni, Armut im Alter, Bundesamt für Statistik, 2014.

5 Serap Saritas Oran, Pensions and Social Reproduction, in Social 
Reproduction Theory, 2017.

6 ebd.
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Altersvorsorge und Geschlecht
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Frauenstreik
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RECHTSRU TSCH

Der Aufstieg rechtsnationalistischer Protestbewegungen und Par-
teien in Europa seit Beginn der 1990er Jahre ist besorgniserregend 
und verlangt eine genaue Analyse. Anstatt den irreführenden Begriff 
des «Rechtspopulismus» zu verwenden und damit den Mythos einer 
scharfen Trennlinie zwischen der «vernünftigen Mitte» und der «po-
pulistischen Rechten» zu bedienen, sollte die Linke versuchen, zu 
verstehen: Warum und in welchem Kontext haben rechte Bewegun-
gen Aufwind? Was ist ihnen gemeinsam und worin unterscheiden 
sie sich je nach Land oder Strömung? Und schliesslich: Droht die 
Gefahr der Entstehung faschistischer Bewegungen in Europa?
 von David Ales (BFS Basel)

Der Aufstieg der Rechten:

Eine faschistische
Gefahr?
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RECHTSRU TSCH

Die Theorie des «Rechtspopulismus»
Rechtsnationalistische Parteien wie die FPÖ (Freiheitliche 

Partei Österreichs) oder die Schwedendemokraten werden heu

te meist unter dem Schlagwort  «Rechtspopulismus»  themati

siert. Der Begriff wird von sozialdemokratischen, liberalen und 

moderatkonservativen Milieus in der Regel abschätzig und in 

Abgrenzung  zu  sich  selbst  verwen

det. Aus ihrer Perspektive sind rechts

populistische Bewegung und Parteien 

dadurch gekennzeichnet, dass sie (1) 

undifferenziert,  polarisierend  und 

vereinfachend denken; (2) das «gute 

Volk»  gegen  «das  korrupte  und  eli

täre Establishment» samt deren Me

dien («Lügenpresse») aufwiegeln; (3) 

fremdenfeindliche,  autoritäre  oder 

sonstige gefährliche Reflexe und Ge

fühle  «der  kleinen  Leute»  bedienen 

und (4) an der Vision einer eigenen 

homogenen Gruppe (Ethnie, Rasse, Kultur, Religion) festhalten, 

die es gegen innere und äussere Bedrohungen zu verteidigen 

gilt (Islam, Multikulturalismus, Globalisierung)

Der Versuch, die zahlreichen und an Einfluss gewinnenden 

rechten Bewegungen auf dieser Grundlage zu analysieren, ist 

aus vielerlei Hinsicht problematisch und für eine linke Analyse 

unzureichend:

Erstens fokussiert die Theorie des Rechtspopulismus stark 

auf den Stil, bestimmte Argumentationsmuster und den allge

meinen Diskurs rechter Parteien, ohne aber davon zu sprechen, 

welche  sozial  und  wirtschaftspolitischen  Programme  rechte 

Parteien eigentlich verfolgen und von wem sie unterstützt wer

den. Sobald anstatt einer Betrachtung des Diskurses die Frage 

nach den gesellschaftlichen Visionen und politischen Program

men gestellt wird, erschöpft sich das Erkenntnispotential eben

dieser Theorie recht schnell.

Zweitens geht sie fälschlicherweise davon aus, dass Frem

denfeindlichkeit, Islamophobie und andere Diskriminierungs

formen (Sexismus, Homophobie etc.) vor allem das Produkt 

gesellschaftlich abgehängter, prekarisierter und verunsicherter 

«Wutbürger» sind, die mit der gesellschaftlichen Entwicklung 

überfordert sind und autoritärrechtem Gedankengut verfallen. 

Dass die Politik des  «politisch auf

geklärten» Mainstreams selbst seit 

eh  und  je  fremdenfeindliches  und 

diskriminierendes  Gedankengut 

transportiert  und  vor  allem  auch 

ständig  entsprechende  Gesetze, 

Normen  und  Verhältnisse  hervor

bringt,  gerät  dabei  in  Vergessen

heit.

Drittens  laufen  Theorien  über 

Rechtspopulismus  Gefahr,  die  teil

weise berechtigte Kritik an der Ab

gehobenheit, Arroganz und Korrup

tion der Mächtigen als mehr oder weniger irrational abzutun 

und dahinter stehende Widersprüche zu verneinen. Allenfalls 

begnügt sich «die politisch aufgeklärte Mitte» damit, zuzuge

stehen, dass «gewisse Sorgen und Ängste der Leute» in der Ver

gangenheit  zu  wenig  ernst  genommen  wurden.  Die  Sorgen 

ernst zu zunehmen heisst dann,  sich politisch und diskursiv 

den «Rechtspopulisten» anzunähern und selber immer autori

tärer und chauvinistischer zu werden – teilweise als bewusste 

Strategie, teilweise ohne es zu merken.

Viertens ist die Theorie des Rechtspopulismus ungeeignet, 

zu erklären, warum und unter welchen sozioökonomischen Be

dingungen rechte Bewegungen Aufwind haben. Die offensicht

liche Krise der neoliberalen Politik, das undemokratische Funk

tionieren der EU, die soziale Ungleichheit, Armut und Arbeits

losigkeit  und  die  damit  verbundene  Verunsicherung  und 

Perspektivlosigkeit  der Bevölkerung, werden kaum oder  gar 

« Die Theorie des 
Rechtspopulismus geht 
davon aus, dass Fremden-
feindlichkeit das Produkt 
gesellschaftlch abgehäng-
ter Wutbürger ist.»

Der Aufstieg der Rechten: Eine faschistische Gefahr?
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nicht problematisiert. Stattdessen bleibt das Problem des 

Rechtspopulismus das Problem der Unaufgeklärten, Aufge

brachten und Abgehängten.

Unterschiedliche Ursprünge
Schon bei Betrachtung der Entstehungsgeschichte ver

schiedener  rechten  Parteien  zeigt  sich,  aus  welch  unter

schiedlichen  Zusammenhängen  sie  entstanden  sind.  Die 

FPÖ beispielsweise wird oft als Prototyp der neuen Rech

ten genannt, weil sie unter Jörg Haider schon in den 90er 

Jahren  zur  zweitstärksten  politischen  Kraft  Österreichs 

wurde. Hervorgegangen aus nationalkonservativen Krei

sen, bis hin zu offenen Anhängern der NSDAP1, war die 

FPÖ bis in die 80er Jahre eine Kleinpartei, die kaum mehr 

als 6% der Wähler*innenstimmen für sich gewinnen konn

te. Als Sammelbecken  für stramme Heimatverliebte und 

mit Verankerung in rechten studentischen Burschenschaf

ten war ihr Einfluss lange Zeit begrenzt. Unter Jörg Haider 

gelang es ihr schliesslich ab den 90er Jahren auch traditio

nell sozialdemokratisch wählende Bevölkerungskreise an

zusprechen. Hilfreich dabei war eine Professionalisierung 

des politischen Auftretens und eine pseudosoziale Rheto

rik, ohne aber von völkischem und offen rassistischem Ge

dankengut  abzusehen.  Heute  ist  die  FPÖ  aus  der  politi

schen  Landschaft  Österreichs  nicht  mehr  wegzudenken, 

obwohl sie sich immer wieder als AntiEstablishmentPartei 

verkauft. Einst traditionelle SPÖWähler*innen wählen sie 

genauso  wie  mittelständische  und  akademische  Milieus. 

Wirtschaftspolitisch betreibt die FPÖ, derzeit in einer Re

gierungskoalition mit der ÖVP (Österreichischen Volkspar

tei), eine klar neoliberale Politik (Flexibilisierung der Ar

beitszeiten, Kürzungen im Sozialbereich usw.), obgleich sie 

rhetorisch versucht am Image der «sozialen Heimatpartei» 

festzuhalten.

Auch der französische Rassemblement National, dessen 

Vorläufer in den 70er Jahren gegründet wurde, hat seine 

Ursprünge  im Lager der extremen Rechten.  Ihr Gründer, 

JeanMarie Le Pen, wurde mehrfach wegen rassistischen 

und den Holocaust verharmlosenden Aussagen verurteilt. 

Wie die FPÖ schaffte es der RN ab den 1990er Jahren bis

her kommunistisch oder sozialistisch wählende Millieus für 

sich zu gewinnen und sich so gesellschaftlich breit zu ver

ankern. Dies gelang  ihm unter anderem durch einen zu

mindest auf rhetorischer Ebene vollzogenen wirtschaftspo

litischen Kurswechsel. Während der RN in den 70er und 

80er Jahren neoliberale Positionen vertrat, wandte er sich 

ab den 90er  Jahren  zunehmend protektionistischen Vor

stellungen  zu.  Unter  dem  Stichwort  des  «patriotischen 

Ökonomismus» fordert er die Einführung von Schutzzöllen 

und teilweise Importverbote, die Wiedereinführung der ei

genen  Währung  sowie  die  staatliche  Unterstützung  der 

einheimischen Industrie und Landwirtschaft. Seit der Über

nahme der Parteiführung durch Marine Le Pen 2011 ver

sucht der RN teilweise, sich von allzu offen rassistischen 

und antisemitischen Äusserungen zu distanzieren und sich 

stärker auf republikanischlaizistische Werte zu beziehen.

Während also Parteien wie die FPÖ, der RN (oder auch 

die  Schwedendemokraten)  massgeblich  aus  rechtsextre

men  Kreisen  hervorgegangen  sind,  haben  sich  andere 

Rechtsparteien wie etwa die DF (Dänische Volkspartei), die 

polnische Partei «Recht und Gerechtigkeit» oder auch die 

SVP vorwiegend aus bürgerlichen Kreisen entwickelt.

Von AfD, FPÖ, dem Rassemblement National bis hin zu 
Trump, Erdogan und Bolsonaro – die Rechten sind im Auf-
wind, das politische Klima verroht zunehmends. So unter-
schiedlich diese Parteien und Personen auch sind, haben sie 
doch auch einiges gemeinsam: Sie berufen sich auf natio-
nale und religiöse Identitäten, hetzen gegen Frauen, Min-
derheiten und Geflüchtete und geben vor, gegen die Eliten 
und für die einfachen Leute zu sein.

Aber wie lassen sich rechte Bewegungen politisch einord-
nen? Sind sie lediglich Ausdruck eines stärker werdenden 
Nationalismus oder stellen sie eine reelle faschistische Be-
drohung dar? Worin unterscheiden sich Rechtsnationalis-
mus und Faschismus und welche Konsequenzen hat dies 
für unseren Widerstand?

In unserem offenen Lesekreis wollen wir nicht nur einen 
Blick auf aktuelle Beispiele in verschiedenen Ländern wer-
fen, sondern uns auch mit der Entstehung und der theoreti-
schen Verortung faschistischer Bewegungen auseinander-
setzen. 

Zu diesem Zweck treffen wir uns jeden zweiten Sonn-
tagabend um 18:30 im Infoladen der Capribar (Insel-
strasse 79), um ausgewählte Texte zu besprechen. 

Unser Lesekreis steht alle Interessierten offen!

Den Reader mit den verwendeten Texten, alle Daten und 
weitere Infos findest du auf 

sozialismus.ch/lesegruppen/basel/

« Politische Konkurrenten*innen wer-
den verhöhnt, die Verachtung parlamenta-
rischer Prozesse offen zur Schau gestellt.»

Der Aufstieg der Rechten: Eine faschistische Gefahr?

Offene Lesegruppe: Rechte Bewegungen im 21. Jhr. Eine faschistische Gefahr?
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Trotz erheblicher Unterschiede innerhalb der neue Rech

ten lässt sich bei vielen Parteien eine zunehmende ideologi

sche Annäherung und Flexibilität beobachten. Während Ver

treter der britischen UKIP (United Kingdom Independence 

Party) oder der DF sich im Europaparlament zunächst wei

gerten, mit dem Rassemblement National gemeinsame Sache 

zu machen, arbeiten sie seit 2015 in der gemeinsamen Frak

tion «Europa der Nationen und der Freiheit» zusammen.

Gemeinsame Merkmale
Überhaupt lassen sich bei den verschiedenen Rechtspar

teien trotz Unterschieden bezüglich Geschichte, Programma

tik und Auftreten viele Gemeinsamkeiten feststellen:

Nationalismus  und  Chauvinismus:  Ausnahmslos  alle 

neuen rechten Bewegungen gehen von einem homogenisier

ten Konzept von Nation, Kultur und/oder Volk aus und beto

nen die Notwendigkeit, das eigene «Volk» gegen innere und 

äussere Bedrohungen zu verteidigen. Geht es um Fragen der 

sozialen Sicherung und des Arbeitsmarktes, treten sie für ei

ne  rechtliche  Diskriminierung  zwischen  In  und  Auslän

der*innen ein («Inländervorrang»).

Ethnopluralismus:  Auch  wenn  sich  in  den  meisten 

Rechtsparteien auch klassische Rassisten und Faschisten be

finden,  die  nach  wie  vor  biologistischen  Rassenkonzepten 

anhängen, dominiert insgesamt das Konzept des «Ethnoplu

ralismus»:  Anstatt  von  höherwertigen  Rassen  auszugehen, 

gilt es eher den eigenen ethnischkulturellen Raum, die eige

nen  Werte,  demokratischen  oder  republikanischen  «Errun

genschaften» und Traditionen des Abendlandes gegen ande

re, vermeintlich «inkompatible» Kulturen zu verteidigen.

Fremdenfeindlichkeit und Islamophobie: Als Hauptbe

drohungen für das eigene Volk wird die «Masseneinwande

rung» und die «Ausbreitung des Islams» gesehen. Damit ver

bunden werden die Behauptungen, dass die zugewanderte 

Bevölkerung der einheimischen schade, indem sie von sozial

staatlichen Leistungen profitiere; ihr Arbeitsplätze wegneh

me;  die  Gesetze  und  Traditionen  geringschätze;  kriminell 

und gewalttätig (vor allem gegenüber Frauen) sei und durch 

die Ausbreitung der «fremden» Kultur die eigene nach und 

nach verdränge.

Antifeminismus und Ablehnung «linker Ideologien»: Im 

Bemühen darum, die eigene Nation und Kultur zu bewahren 

bzw. nach  ihren Vorstellungen zu «stärken», bekämpft die 

neue Rechte auch den «inneren Feind». Dazu gehören einer

seits feministische und queere Bewegungen, welche die tra

ditionellen Rollen und Familienmodelle in Frage stellen und 

somit als Bedrohung empfunden werden. Auch «linke Ideolo

gien» wie der «Multikulturalismus» werden als Bedrohung 

für die Nation verurteilt, antirassistische Kollektive regelmäs

sig  als  Gefährder  der  freien  Meinungsäusserung  verun

glimpft. «Political correctness» wir als  freiheits und kritik

feindliches Konzept abgelehnt.

Law and order: Eine weitere Gemeinsamkeit liegt in der 

Forderung nach einem härteren Durchgreifen des Staates ge

gen Sozialhilfemissbrauch und aller Arten von Kriminalität, 

verbunden mit einem Ausbau repressiver Instrumente und 

einer Verschärfung des Strafrechts. Illegalisierte Migrant*in

nen sollten systematisch abgeschoben werden. 

Autoritarismus:  Einerseits  bekennen  sich  fast  alle 

Rechtsparteien mehr oder weniger zu demokratischen Insti

tutionen und fordern vereinzelt auch mehr direktdemokrati

sche Mitbestimmung – etwa durch die Einführung von Refe

renden. Diesen formalen Bekenntnissen zu Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit steht aber eine gegensätzliche Praxis ent

Zunehmende Gewalt: Die Zahl antimuslimischer Übergriffe in Europa hat in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen. Häufige Straftaten sind Verunglimpfungen im Internet, Drohbriefe und 
Angriffe auf Kopftuch tragende Frauen oder muslimische Männer auf der Strasse. Die Täter 
stammen meist aus einem rechtsextremen Millieu.
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gegen. Die meisten rechten Parteien sind autoritär von oben 

geführt.  Politische  Konkurrent*innenen  werden  verhöhnt 

und  lächerlich  gemacht  und  die  Verachtung  parlamentari

scher Prozesse wird offen zur Schau gestellt. In Polen und 

Ungarn,  wo  rechtsnationalistische  Parteien  schon  an  der 

Macht sind, werden Pressefreiheit sowie die Unabhängigkeit 

der Gerichte untergraben.

Gründe des Aufstiegs
Wie aber lässt sich der besorgniserregende Aufstieg der 

neuen Rechten seit den 90er Jahren erklären? Das häufig 

verwendete Argument der Verunsicherung gewisser Bevölke

rungsteile auf Grund der kapitalistischen Globalisierung und 

der  abnehmenden  Bedeutung  traditioneller  Familien  und 

Lebensentwürfe mag in der Tat eine gewisse Rolle spielen 

und bei einigen das Bedürfnis nach klaren Werten (traditio

nelle Familie, Nation) hervorrufen. Wichtiger  sind meiner 

Meinung nach aber folgende zwei Aspekte:

1. Die Durchsetzung des Neoliberalismus: Die mit dem 

Kapitalismus  neoliberaler  Prägung  einhergehenden  Refor

men seit den 80er Jahren haben die Gesellschaften und ins

besondere  ihre Wertevorstellungen  stark beeinflusst. Wäh

rend der Anspruch auf existenzsichernde Löhne, Sozialhilfe 

oder Arbeitslosengeld in vielen Ländern einst als legitimes 

Recht galt, führten neoliberale Arbeitsmarkt und Sozialre

formen zu einer Aufweichung ebendieser Rechte und einer 

ständigen Disziplinierung der Bevölkerung: Prekarisierung 

der  Arbeitsverhältnisse,  Schaffung  eines  zweiten  Arbeits

marktes und Niedrigohnsektors, ständige Kontrolle erwerbs

loser und prekarisierter Lohnabhängiger, Kürzungen von So

zialleistungen bei Nichtkooperation usw. Mit der Durchset

zung  des  Neoliberalismus  etablierte  sich  auch  eine 

leistungsfixierte Ideologie, welche zwischen fleissigen «Leis

tungträgern» und  faulen  «Sozialschmarotzern» und  «Profi

teuren» unterscheidet und letztere für ökonomische und ge

sellschaftliche Probleme verantwortlich macht. Die Abwer

tung sozial schwacher Gruppen und allgemeiner gesprochen 

die Tendenz, die Gesellschaft in erwünscht und unerwünscht 

zu spalten, bildet den idealen Nährboden für fremdenfeind

liche  und  rechte  Ideologien,  die  auf  ähnlichen  Ausgren

zungs und Spaltungsmechanismen beruhen. Aus dieser Per

spektive verwundert es nicht, dass nicht nur rechte Parteien, 

sondern alle (!) etablierten «Volksparteien» die Frage der Mi

gration  und  der  Kultur  systematisch  mit  Themen  wie  Ar

beitslosigkeit und soziale Sicherung verknüpfen. Seit Jahr

zehnten gehört es zum herrschenden Diskurs, dass Auslän

der*innen  häufiger  arbeitslos  sind,  die  Sozialwerke 

überproportional  beanspruchen,  Sozialhilfemissbrauch  be

treiben  und  darüber  hinaus  krimineller  sind  als  Einheimi

sche. So vermischen sich im Neoliberalismus sozialdarwinis

tische Elemente (nur wer etwas leistet, hat auch das Recht, 

Teil der Gemeinschaft zu sein) mit fremdenfeindlichen Denk

mustern. Umgekehrt ist es auch kein Zufall, dass die Mehr

heit der neuen Rechten eine neoliberale Wirtschafts und Ge

sellschaftspolitik anstrebt und den Leistungsdiskurs des Neo

liberalismus erfolgreich übernommen hat.

2. Das Verschwinden der Klassenpolitik: Wie schon er

wähnt gelang es vielen rechten Parteien erst, sich als Mas

senpartei zu etablieren, nachdem sie Teile der Arbeiter*in

nen klasse, die bis  anhin häufig  sozialdemokratisch oder 

kommunistisch gewählt hatten, für sich gewinnen konnten. 

Möglich wurde dies nicht nur durch den ständig thematisier

ten «rechtspopulistischen Stil» der neuen Rechten, sondern 

durch  die  Aufgabe  jeglicher  Klassenpolitik  der  «linken» 

Volksparteien. Der sogenannte «dritte Weg» von New Labour 

unter Tony Blair, die Hartz IVReformen der SPD unter Ger

hard Schröder in Deutschland, die katastrophale Politik und 

das miese Krisenmanagement  «sozialistischer» Parteien  in 

Spanien und Griechenland – überall haben sich als links gel

tende  Parteien  von  der  Idee  des  sozialen  Ausgleichs  zwi

schen Kapital und Arbeit – von einer klassenkämpferischen 

Perspektive ganz zu schweigen – verabschiedet. Die Ergeb

nisse  dieser  Prozesse  sind  fatal:  Einerseits  werden  «linke» 

und «rechte» Volksparteien von vielen Menschen (völlig zu

recht) dem gleichen politischen Lager und Establishment zu

geordnet. Dies erlaubt es der neuen Rechten, sich als einzige 

Alternative  zu  den  alten  «Eliten»  zu  inszenieren  und  sich 

rhetorisch auf die Seite «der kleinen Leute» zu stellen. Dar

über hinaus schwindet mit der Abwesenheit jeglicher Klas

senpolitik auch das wohl wichtigste Gegenmodell der Lohn

abhängigen zu nationalistischen Bewusstseinsformen: solida

risches Klassenbewusstsein.

So wichtig der Kampf und die Kritik an den neuen rech

ten Parteien aus linker Sicht ist, so entscheidend ist es auch, 

auf den Rechtsrutsch des politischen Mainstreams und der 

Gesellschaft insgesamt hinzuweisen und die Verantwortung 

« Parteien, die Pluralität, Parlamenta-
rismus und Gewaltenteilung akzeptieren 
und nicht darauf setzen, die Massen zur 
gewaltsamen Durchsetzung eines faschis-
tischen Programms zu mobilisieren, soll-
ten nicht vorschnell als faschistisch be-
zeichnet werden.»

Der Aufstieg der Rechten: Eine faschistische Gefahr?



  Frühling 2019  |  antikap Nr. 9  |  31

der traditionellen «Volksparteien» dabei zu unterstreichen. Der 

Aufstieg der neuen rechten Parteien ist ohne den Kontext des 

neoliberalen Kapitalismus und ohne die Abwesenheit klassen

kämpferischer Alternativen nicht zu verstehen.

Eine neue Faschismusgefahr?
Mit dem Erstarken der neuen Rechten stellt sich nicht nur 

für Linke die Frage nach der Gefahr einer neuen faschistischen 

Bedrohung. Leider wird diese Frage immer wieder diskutiert, 

ohne  sich  darüber  zu  verständigen,  was  mit  «faschistisch» 

überhaupt gemeint ist. Dass Parteien wie die AfD oder die Lega 

Nord offen fremdenfeindlich sind und auch (neo)faschistische 

Anhänger  in  ihren Reihen haben,  ist unbestritten. Damit  ist 

aber noch nicht bewiesen, dass diese Parteien insgesamt einen 

faschistischen Kurs fahren.

Wie aber  lässt  sich untersuchen, ob eine politische Kraft 

tatsächlich faschistisch ist? Das historischkritische Wörterbuch 

des  Marxismus  definiert  die  wichtigsten  programmatischen 

Elemente des klassischen Faschismus wie folgt:

Exaltier ter Nationalismus und Stärkung der Macht von Staat 

und Armee

• Betonung der Absicht territorialer Eroberungen

• Ablehnung des parlamentarischen Sy stems und des Libera

lismus

• Anerkennung des Privateigentums, aber Denun ziation der 

Misssbräuche und Fehler des Kapitalismus, Überwindung des 

Klas senkampfs durch Betonung der nationalen Solidarität

• Verherrlichung  des  individuellen  Ein satzes  mit  dem  Ziel 

einer Erneuerung der Eliten durch den Aufstieg starker Per

sönlichkeiten.

• Ablehnung und Kampf gegen den Marxismus und die orga

nisierte Arbeiterbewegung2

Vergleichen  wir  aktuelle  rechte  Bewegungen  mit  diesen 

Elementen, so wird klar, dass zumindest einige – wenn auch in 

modernisierter Form – auf Parteien wie den Rassemblement 

National oder die AfD zutreffen. Allerdings wäre es falsch, Fa

schismus nur auf Grundlage von Prinzipien und Postulaten zu 

definieren. Ausschlaggebend für faschistische Bewegungen war 

nicht nur deren Ideologie, sondern die ständige Mobilisierung 

der eigenen Bevölkerung und der Aufbau paramilitärischer Or

ganisationen, die politische Gegner*innen und als Volksfeinde 

erklärte Bevölkerungsgruppen einschüchterten und physisch li

quidierten.  Faschistische  Parteien  wurden  historisch  von  ge

walttätigen Massenbewegungen portiert, hatten Anhänger*in

nen in allen gesellschaftlichen Klassen und Milieus und konn

ten  –  im  Bündnis  mit  Teilen  der  alten  Eliten  –  die  Macht 

erobern. Der Historiker Robert  Paxton drückt dies wie  folgt 

aus:

«Für mich ist der Faschismus (...) eine ultranationalistische, 

fremdenfeindliche Massenbewegung, deren Ziel es ist, eine sich ge

demütigt  fühlende  Nation  zu  heilen,  indem  man  sie  vereint, 

stärkt und vergrössert. (...) Der Faschismus baut auf einer Ein

heitspartei auf, die keinen Aufwand scheut, die Bevölkerung zu 

mobilisieren. Ein faschistisches Regime lässt die Bevölkerung nicht 

passiv.»3

Im Kontext enormer sozialer und politischer Probleme der 

1920er und 30er Jahre konnte das Versprechen der «Wiederer

starkung» der Nation Teile des verarmenden Kleinbürgertums 

für sich gewinnen. Die gewaltsame Zerschlagung der organi

sierten Arbeiter*innenbewegung und der erklärte Kampf gegen 

«den Marxismus» wiederum war eines der Hauptargumente 

des Faschismus, mit dem er sich Unterstützung bei Teilen des 

Grossbürgertums und der alten Eliten zusichern konnte.

Ungewisse Entwicklung
Dieser Faschismusdefinition folgend ergibt sich, dass die 

grosse Mehrheit der neuen Rechtsparteien zwar  ideologisch 

und personell faschistische Elemente enthält, aber insgesamt 

keine faschistische Organisationsform und Stossrichtung auf

weist. Rechtsnationalistische Parteien, die Parteienpluralität, 

Parlamentarismus,  Gewaltenteilung  und  gewisse  politische 

Freiheiten akzeptieren und nicht darauf setzen, die Massen zur 

gewaltsamen Durchsetzung eines faschistischen Programms zu 

mobilisieren, sollten nicht vorschnell als faschistisch bezeichnet 

werden. Auf Grund der Vorherrschaft der neoliberalen Allianz 

aus nationalistischen, rechtskonservativen und liberalen Krei

sen sowie einer schwachen und unorganisierten Arbeiter*in

nenklasse ist die Entstehung einer wirklich faschistischen Mas

senbewegung momentan unwahrscheinlich,  ja aus Sicht der 

herrschenden Klasse schlichtweg nicht notwendig.

Dies  bedeutet  ausdrücklich  nicht,  dass  in  Bezug  auf  die 

neue Rechte Entwarnung gegeben werden kann! Erstens ebnet 

sie durch  ihre  fremdenfeindliche und  spalterische  Ideologie 

und Politik das Terrain für durchaus mögliche faschistische Be

wegungen der Zukunft. Die gewalttätigen Ausschreitungen in 

Chemnitz 2018 und die Reaktion der AfD zeigen, dass sich das 

Kräfteverhältnis  zwischen  nationalkonservativen  und  neofa

schistischen Fraktionen innerhalb rechter Parteien schnell zu

gunsten letzterer verschieben kann. Zweitens zeigen aktuelle 

Entwicklungen vor allem in Osteuropa, dass politische und so

ziale Grundrechte, rechtsstaatliche Prinzipien und die Errun

genschaften vergangener sozialer Kämpfe auch ohne faschisti

sche Massenorganisationen massiv unter Druck geraten und 

bedroht sind.

Auch ohne faschistisch zu sein,  ist die neue Rechte men

schenverachtend und muss ideologisch und politisch bekämpft 

werden. Im Kampf gegen die aktuelle Rechtsentwicklung ist es 

an der Linken, über die Denunzierung rechter und rechtsextre

mer Ideologien hinaus zu gehen und sich für den Aufbau soli

darischer und klassenkämpferischer Organisationen einzuset

zen.

1 Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei.

2 Georg Labica (Hrsg.): Kritisches Wörterbuch des Marxismus, 
Band 2. Argument-Verlag, Berlin 1984. www.inkrit.de/neuinkrit/
mediadaten/archivkwm/KWM02.pdf, S. 337f.

3 In fünf Etappen in den Faschismus. https://static.woz.ch/1547/
rechtsnationalismus/in-fuenf-etappen-in-den-faschismus.

Weiterlesen
Mario Candeias (Hrsg.): Rechtspopulismus, Radikale Rechte, 
Faschisierung. Bestimmungsversuche und Gegenstrategien. 
www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Materialien/Ma-
terialien24_Rechtspopulismus_web.pdf.

Robert O. Paxton: Anatomie des Faschismus. Die politische Ge-
fahr des Faschismus. Deutsche Verlags-Anstalt, München 2006.
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Weder für Guaidó 
noch für Maduro!

Weshalb ernannte sich mit Juan Guaidó ein bisher unbekannter Sprössling von 
Venezuelas Elite zum Präsidenten seines Landes? Was hat das mit Donald 
Trump und Ronald Reagan zu tun? Und geht es der chavistischen Führung 
rund um Nicolás Maduro noch um irgendetwas anderes als den eigenen 
Machterhalt? Was sind die ökonomischen Hintergründe der Entwicklung, die 
das an Bodenschätzen reiche Venezuela trotz der Armutsbekämpfung unter 
Hugo Chávez an den Rande des Abgrunds beförderten? 
von Theo Vanzetti (BFS Zürich)

Wessen Interessen vertritt Guaidó?
Mit Juan Guaidós Selbsternennung zum Präsidenten Vene

zuelas im Januar 2019 begann die neueste imperialistische Of

fensive, um Nicolás Maduro zu stürzen und den Chavismus zu 

entmachten (vgl. Textfeld rechts unten). Man kann sich kaum 

einen stereotyperen Exponenten der spanischstämmigen, weis

sen1 herrschenden Klasse Venezuelas und Lateinamerikas vor

stellen als den Wirtschaftsingenieur Guaidó. Diese herrschende 

Klasse bereichert sich seit dem Abzug der spanischen Kolonial

macht im 19. Jahrhundert schamlos 

an den Bodenschätzen und auf dem 

Buckel der arbeitenden Bevölkerung 

des Kontinents. Dabei decken sich ih

re Interessen mit jenen des USImpe

rialismus.  Unter  Trump  knüpft  Wa

shington  gegenüber  Venezuela  an 

die ‘Kanonenbootdiplomatie’ des 20. 

Jahrhunderts an. Oder wie soll man 

es  anders  verstehen,  wenn  betont 

wird,  militärische  Optionen  seien 

nicht ausgeschlossen? Guaidó kündigte an, die drastische Ver

sorgungslage  in Venezuela mit Hilfslieferungen aus dem Aus

land zu lindern. Maduro hielt diese Lieferungen zurück, da er 

sonst  die  eigene  Handlungsunfähigkeit  eingestanden  hätte. 

Guaidó schlachtet dies seither propagandistisch aus. Die Hilfs

lieferungen dürften von Anfang an ein Lockvogel gewesen sein, 

um die Bevölkerung von Guaidó zu überzeugen, was schlicht 

erpresserisch ist. Die Opposition und die Regierung spielen also 

ein ganz mieses Machtspiel auf dem Rücken der hungernden 

Bevölkerung. Guaidó gehört zu jener Elite, welche ganz sicher 

nicht persönlich von der Versorgungskrise in Venezuela betrof

fen ist. Und falls irgendwann doch, dann steht sein Privatjet mit 

Destination Miami schon bereit. Es ist offensichtlich, dass Guai

dós Manöver unter Washingtons Gnaden stattfinden. Weniger 

als eine Stunde nachdem er sich selbst zum Präsidenten ernann

te, folgte seine Anerkennung durch die USA. Guaidós Partei Vo

luntad Popular hat besonders enge Verbindungen in die USA. 

Die Partei versammelt die rechten Hardliner, welche gegenüber 

dem Chavismus auf Totalopposition und Wahlboykott setzen. 

Ihr Exponent Leopoldo López, ein In

trigant  sondergleichen,  war  bereits 

2002 am gescheiterten Putsch gegen 

Hugo  Chávez  beteiligt.  Obwohl  die 

Voluntad Popular nur 14 von 167 Par

lamentssitzen hat – das grösste Oppo

sitionsbündnis Mesa de la Unidad De

mocrática  (MUD)  hat  58  –  sind  sie 

mit Hilfe eines einflussreichen Diaspo

raNetzwerks in den USA am Drücker 

des derzeitigen Geschehens.2

Viel gefährlicher als Trump selbst ist wohl sein Sonderbeauf

tragter zur «Wiederherstellung der Demokratie in Venezuela», 

Elliot Abrams. Mit Ausnahme von Henry Kissinger und Dick 

Cheney  lässt  sich  schwerlich  ein  USAmtsträger  finden,  der 

mehr zum Einsatz von Folter und Massenmord im Namen der 

„Demokratie» beigetragen hat als Abrams. In den 1980er Jahren 

unterstützte er als Mitarbeiter Reagans Faschisten in El Salva

dor, war in Massaker an Indigenen in Guatemala verstrickt und 

vielem mehr.3 Wir haben es also mit einer USAussenpolitik wie 

zu Reagans Zeiten zu tun.

V ENEZU EL A

« Die Opposition und 
die Regierung spielen ein 
mieses Machtspiel auf 
dem Rücken der hungern-
den Bevölkerung.»
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Man muss die imperialistische Einmischung entschieden ver

urteilen und bekämpfen. Und weder Guaidó noch Henrique Ca

priles, Aushängeschild der oppositionellen MUD, vertreten die In

teressen der lohnabhängigen, überwiegenden Mehrheit der Bevöl

kerung Venezuelas. Das Problem ist nur, dass es die chavistische 

Vereinigte  Sozialistische  Partei  Venezuelas  (PSUV)  auch  nicht 

(mehr) tut. Schon 2017 bezeichnete sich in Meinungsumfragen 

die Hälfte der Bevölkerung als ni, ni, also weder für die Regierung 

noch für die Opposition.4 Doch weshalb ist das so? Was ist aus 

dem «Sozialismus des 21.  Jahrhunderts» geworden? War es  je

mals ein revolutionäres Projekt mit dem Ziel der Überwindung 

des Kapitalismus?

Solidarität mit Maduro ist verwerflich und sinnlos
Als Teil einer  linken Strömung, welche die Entwicklung La

teinamerikas in den 2000er Jahren hin zu einem angeblich roten 

Kontinent schon lange kritischsolidarisch hinterfragt, erhält man 

oft den Vorwurf, man würde einen Kniefall vor dem Imperialismus 

machen. Es wird erwartet, dass man sich (beinahe) kompromiss

los auf die Seite Maduros schlägt. Besonders in Zeiten, in denen 

Nein, niemand hat Guaidó gewählt. Seine Partei Voluntad 
Popular hat dafür sowieso zu wenig Rückhalt unter den 
Wahlberechtigten. Wie aber konnte er sich eigenhändig zum 
Präsidenten ernennen? Die Geschichte beginnt mit den vor-
gezogenen Präsidentschaftswahlen von April 2018, als Ma-
duro mit über 67 % im Amt bestätigt wurde. Durch das Vor-
ziehen der Wahlen wurde bewusst die damalige Schwäche 
der Opposition ausgenutzt. Das ist sicher nicht fair. Man 
kennt solche Manöver aber auch aus Ländern wie Grossbri-
tannien. Der Grossteil der Opposition boykottierte die 
Wahlen. 

Unter anderem wurde damit argumentiert, dass vielen Op-
positionspolitikern, darunter Capriles und López die Teil-
nahme an der Wahl verboten wurde.* Doch es dürfte der 
rechten Opposition schon damals nur darum gegangen sein, 
später selbst die Wahlen für ungültig zu deklarieren. Am 10. 

Januar 2019 begann die neue Legislatur. Darauf folgte Guai-
dós Selbsternennung zum Präsidenten. Kurz zuvor war er 
eigens dafür zum Parlamentspräsidenten gewählt worden. 
Im Parlament hat seit 2015 die Opposition die Mehrheit. Es 
wurde aber 2017 entmachtet, als Maduro eine verfassungs-
gebende Versammlung ausrief. Diese steht formal über 
Parlament und Regierung, wird aber von Maduro einzig da-
zu genutzt das Parlament kaltzustellen. Die Verfassung 
sieht beim Fall eines Ausscheidens des amtierenden Präsi-
denten vor, dass der oder die Parlamentspräsident*in das 
Amt vorübergehend übernimmt. Nur ist Maduro nicht aus-
geschieden und diese Verfassungsinterpretation ist etwa 
gleich undemokratisch wie Maduros Verhältnis zu freien 
Wahlen.

* Ende März 2019 hat auch Guaidó ein solches Verbot erhal-
ten, politische Ämter wahrzunehmen.

Er hat sich schon von Venezuela nach Kolumbien abgesetzt 
und hält sich als Strassenverkäufer über Wasser: «Sandwich 
für 500 Pesos. Achtung: Keine venezolanischen Bolivares.»

Präsident Guaidó? – Mutwillige Interpretation der Verfassung
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in Kolumbien, Brasilien und anderswo ultrarechte Regie

rungen das Ruder übernehmen und einmal mehr Vene

zuela im Fadenkreuz des Imperialismus ist, kennen sol

che  innerlinken Anschuldigungen keine Grenzen. Des

halb  wird  es  Zeit,  sich  dazu  zu  äussern.  Wie  viel 

Repression gegen die eigene Bevölkerung durch Maduro 

braucht es noch, bevor er eure Solidarität verliert? Wie

viel Korruption und Selbstbereicherung durch die Füh

rung von Militär und PSUV ist noch nötig? Soll Maduro 

nochmals  vom  Vögelchen  erzählen,  welches  ihm  die 

Worte des verstorbenen Chávez einflüsterte? Und wer 

garantiert eigentlich, dass ein möglicher Nachfolger Ma

duros nicht denselben, neoliberalen Weg einschlägt wie 

Rafael Correas Nachfolger Lenín Moreno?5 Zur Erinne

rung:  Correa  war  von  2007  bis  2017  Präsident  von 

Ecuador. Auch er bekämpfte Erfolgreich die Armut und 

überstand 2010 ebenfalls einen Putschversuch. Moreno 

stammt  aus  Correas  Lager,  vollzog  nach  seiner  Wahl 

aber  eine  drastische  Kehrtwende  hin  zu  einer  wirt

schaftsliberalen  Strategie.  Doch  zurück  zu  Venezuela. 

Wir wollen  keine  campistische Politik nach der  Logik 

«der Feind meines Feindes ist mein Freund». Wer sich 

daran orientiert hat aus meiner Sicht herzlich wenig mit 

einer sozialistischen Politik am Hut, welche eine Gesell

schaft frei von Ausbeutung und Unterdrückung anstrebt.

Im Artikel «Das Versagen der «progressiven» Regie

rungen»6 haben wir in der letzten Antikap bereits einige 

Aspekte unserer Kritik am Chavismus aufgezeigt.

An dieser Stelle möchte  ich auf bestimmte Punkte 

noch genauer eingehen und aufzeigen, dass eine konse

quente  ‘wedernochPosition’  aus  sozialistischer  Sicht 

das einzige ist, was moralisch vertretbar ist. Da die BFS 

keine Strategien wider unserer Moral verfolgt, gehe ich 

auf die von manchen geführte Debatte, die Moral und 

materielle Umverteilung gegeneinander aufwiegt, erst 

gar nicht ein.

Imperialismus und Rentenökonomie
Die Wichtigkeit des Erdöls für Venezuela ist allseits 

bekannt. 98% der Exporteinnahmen stammen aus die

sem Geschäft. Mit einer Volkswirtschaft, welche primär 

darauf ausgelegt ist, Bodenschätze in Form von Rohstof

fen zu exportieren, ist Venezuela ein typisches Beispiel 

für den Einfluss des postkolonialen Imperialismus. For

mal ist das Land souverän. Da es aber darauf angewie

sen  ist,  dass  industriell  hochentwickelte  Staaten  das 

Erdöl abkaufen, bleibt ein Abhängigkeitsverhältnis be

stehen. Ein weiterer Nachteil ist, dass Industrieprodukte 

nicht in Venezuela hergestellt werden, oder selbst das 

Raffinieren von Erdöl im Ausland stattfindet. Maschinen 

wie auch Gebrauchsgüter müssen deshalb teuer impor

tiert werden.

Diese Abhängigkeit hat Chávez schon 1998 benannt. 

Aber sein Projekt war eben keine soziale Bewegung von 

unten. Er wurde als Ausdruck einer sozialen Bewegung 

gewählt und handelte danach– wie es Regierungen per 

Definition tun – direktiv von oben herab. Zweifelsohne 

hat die damalige Regierung Millionen Menschen aus der 

Armut geholt. Doch dies tat sie durch breitere Verteilung 

der Erdölrente, was durch den Einsturz des Weltmarkt

preises ab 2012 im Nachgang der Weltwirtschaftskrise 

ein absehbares Ende nehmen musste. Die Verteilung der 

sogenannten Petrodollars bot den Nährboden  für das 

Herausbilden von Klientelbeziehungen und Korruption. 

Chavistische  Basisgruppen  mussten  und  müssen  ihre 

Loyalität gegenüber der Regierung unter Beweis stellen, 

In Szene gesetzt: Juan Guaidó, seine Gattin und US-Vizepräsi-
dent Mike Pence posieren in Kolumbien medienwirksam vor 
Paketen, die nach Venezuela geschickt werden sollen.
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wenn sie etwas von Kuchen abhaben wollten. In diesen 

Tagen gibt es Berichte über die «lokalen Komitees für Ver

sorgung und Produktion», welche als Bedingung für Es

senspakete Zustimmung für Maduro in Form von Unter

schriften einfordern.7

Die Kritik, unter Chávez sei zu wenig getan worden, 

um sich von der Erdölabhängigkeit zu befreien, ist wichtig 

und eine zentrale Erklärung für den heutigen desaströsen 

Zustand Venezuelas. Doch gleichzeitig  ist auch zu beto

nen, dass durch internationalen Druck Steine in den Weg 

gelegt wurden. Bereits 1961 stellte Frantz Fanon fest, Ko

lonialsysteme hätten sich immer nur für ganz bestimmte 

Reichtümer, das heisst für Rohstoffe interessiert, welche 

die eigene Industrie brauchen konnte. Deshalb seien ehe

malige Kolonien gezwungen, die vom Kolonialregime er

richteten  Handelsbeziehungen  aufrechtzuerhalten.8  Die 

USA und ihre Verbündeten boykottierten also den Aufbau 

und die Diversifizierung der venezolanischen Wirtschaft, 

während  das  venezolanische  Erdöl  immer  willkommen 

war.

Der Klassenkompromiss des Chavismus mit 
der traditionellen Bourgeoisie

So  viel  Rhetorik  über  die  «Bolivarische  Revolution» 

und den «Sozialismus des 21. Jahrhunderts» es auch gibt: 

Die Regierungszeit Chávez‘ von 1999 bis 2013 sollte als 

Klassenkompromiss verstanden werden. Dieser war mög

lich, da es hohe Einnahmen durch den Erdölexport gab. 

Die  seit  jeher  weit  verbreitete  und  oft  unüberwindbar 

scheinende Korruption wurde  toleriert und so Teile der 

traditionellen herrschenden Klasse «gekauft». Ausserdem 

hat sich ein Teil der chavistischen Führung selbst daran 

bereichert. Um sich an der Regierung halten zu können, 

wurde das Andauern der systematischen Ausplünderung 

der Staatskassen durch das Bürgertum nicht verhindert.9 

Diese These der andauernden Korruption vertreten unter 

anderem Raúl Zibechi (Uruguay), Jorge Rath (Venezue

la)10 und Raul Zelik (Deutschland).11 Zelik bezeichnet den 

Chavismus als sozialliberal. Sozialprogramme zur Armuts

bekämpfung wurden  realisiert. Gleichzeitig wurden die 

strukturellen ökonomischen Verhältnisse aber wenig ange

tastet.12 Vielleicht war Chávez gewillt, Grundlegenderes 

zu verändern. Doch Venezuela befand sich  in einem Di

lemma, welches die Aktivistin Virginia de La Siega so be

schreibt:

«Diesen  Regierungen  wohnt  ein  grundlegender  Wider

spruch inne. Ihr Ziel ist, das Land regierbar zu machen, oh

ne den Kapitalismus zu überwinden. Sie müssen dafür Zuge

ständnisse an die verarmten und mobilisierten Massen ma

chen,  sie  geraten  dadurch  in  Konfrontation  mit  dem 

Imperialismus  und  ziehen  den  Hass  der  Besitzenden  auf 

sich.»13

Zur heutigen Situation und Maduros Regierung bleibt 

zu sagen, dass es sich nicht einmal mehr um einen sozial

liberaler Klassenkompromiss handelt. Durch den Einsturz 

des Weltmarktpreises für Erdöl und somit dem Ende des 

Geldsegens veränderte sich die Lage dramatisch. Bonzen, 

die sich in den 2000er Jahren noch kaufen liessen, möch

ten heute im Sinne der eigenen Bereicherung die Chavi

stas nur noch loswerden. Ausgehend davon, wie autoritär 

Maduros Regierung seit Chávez Tod 2013 und insbeson

dere während den politischen Krisen 2017 und wieder seit 

diesem  Januar  gegen  die  eigene  Bevölkerung  vorgeht, 

geht es ihm und seinen Gefolgsleuten wohl vor allem um 

den  eigenen  Machterhalt.  Zwar  wurde  und  wird  die 

PSUVRegierung sabotiert, aber die internationale Linke 

muss sich eingestehen, dass diese Regierung auf ganzer 

Linie  versagt  hat.  Der  Grund,  weshalb  Maduro  immer 

noch an der Macht ist, liegt darin, dass ein gewichtiger 

Teil der Herrschenden in ihm immer noch mehr Möglich

keiten zur  eigenen, klientelistischen Bereicherung  sieht 

als mit Guaidó. Dazu gehört der Grossteil des Militärs und 

jene neureiche Klasse, welche manchmal als «BoliBour

geoisie» bezeichnet wird. Die oben beschriebene Entwick

lung des Klientelismus und die Duldung der Korruption 

führten  zwangsläufig  zur  Herausbildung  dieser  privile

gierten Gruppe.

Gleichzeitig ist zu beobachten, dass immer noch viele 

arme Lohnabhängige zu Maduro halten. Aus Mangel an 

Alternativen ist es durchaus verständlich, dass Leute jener 

Partei die Stange halten, die ihnen beispielsweise ein fes

tes Dach über dem Kopf ermöglichte. Das Problem dabei 

ist nur, dass  in Lateinamerika auch  rechte Parteien mit 

solchen Massnahmen verarmte Teile der Bevölkerung zu 

Weder für Guaidó noch für Maduro!

« Die Kritik, unter Chávez sei zu wenig 
getan worden, um sich von der Erdölab-
hängigkeit zu befreien, ist wichtig und ei-
ne zentrale Erklärung für den heutigen 
desaströsen Zustand Venezuelas.»
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überzeugen  vermögen.  Sozialprogramme  sind  notwendig. 

Aber sie sind an sich noch kein Argument, um von einem re

volutionären Wandel sprechen zu können.

Düstere Aussichten für Venezuela
Hält sich Maduro im Amt, bleibt eine korrupte, autori

täre Regierung, und die Versorgungskrise geht weiter. Falls 

Guaidó eingesetzt wird, werden diese Probleme sicher nicht 

verschwinden. Die Regale der Supermärkte und Apotheken 

werden vermutlich wieder gefüllt sein. Aber das nützt nur 

jenen, welche die Produkte bezahlen können. Das heisst die 

lohnabhängige  Mehrheit  verliert  in  beiden  Fällen.  Am 

Schlimmsten wäre eine Militärintervention durch die USA. 

Maduro schwingt bereits reden über Venezuela als zweites 

Vietnam. Doch ein gewaltsamer Konflikt würde vor allem 

das  chavistische  Fussvolk  treffen,  an  dem  sich  der  rechte 

Mob austoben würde.

Maduros  Regierung  hat  weder  ein  Konzept  noch  die 

Kraft für einen Kurswechsel. Doch dasselbe gilt für die Op

position, welche vor allem eines will; Privatisierte Rohstoff

förderung. Noch stehen die Regierungen Chinas und Russ

lands hinter Maduro. Doch da es diesen Playern auch in ers

ter  Linie  um  billiges  Erdöl  geht,  ist  eine  zukünftige 

Unterstützung für die rechte Opposition durchaus denkbar.

Für einen Wandel im Sinne der Bevölkerung bräuchte es 

eine Veränderung der Kräfteverhältnisse, um dadurch die al

ten und neuen Eliten  im Staat nachhaltig  zu entmachten. 

Wie das genau geschehen soll, ist wohl die Frage, die sich 

alle stellen. Die unabhängige Linke ist aber unter anderem 

geschwächt, da der Chavismus  repressiv gegen diese Kon

kurrenz vorging. Jedenfalls kann ein sinnvoller Wandel nur 

mit einer ‘wedernochPosition’ erreicht werden. De la Siega 

umreisst  eine mögliche Zukunftsperspektive  für die Linke 

folgendermassen:

«Vor der Arbeiterklasse und den  indigenen Völkern steht 

immer noch die Aufgabe, ein Modell der Industrialisierung zu 

finden,  das  Arbeitsplätze  schafft  und  aus  der  Klientelpolitik 

und dem asistencialismo, d.h.  dem Erkaufen  von Massenan

hang  durch  sehr  begrenzte  soziale  Wohltaten,  herausführt. 

Diese sozialen Leistungen [die Sozialprogramme, Anm. von T. 

Vanzetti] müssen zu einer Brücke in produktive Arbeit werden, 

die an die Stelle von Subventionen, Konsum und niedriger Pro

duktivität tritt.»

De la Siega kritisiert also die Wohlfahrtspolitik der pro

gressiven Regierungen ohne abzustreiten wie bitter nötig sie 

für  grosse  Teile  der  Bevölkerung  waren  und  immer  noch 

sind. Sie plädiert aber dafür, dass dadurch eine Brücke hin 

zur Selbstermächtigung geschlagen werden sollte und ein 

andauerndes Abhängigkeitsverhältnis überwunden werden 

muss.

Fast alle Regierungen Lateinamerikas und Europas sind 

dem Appell aus Washington gefolgt und haben Guaidó als 

Präsidenten anerkannt. Einzig Mexiko und Uruguay boten 

sich als Verhandlungsinstanz an. Eine Lösung, um als erstes 

die Versorgungslage zu verbessern und somit der humanitär

en Krise ein Ende zu setzen, wäre das wichtigste. Doch lei

der sieht es im Moment nicht danach aus.

Gegen jede imperialistische Einmischung!

Gegen den Autoritarismus von Maduro!

Für den Kampf auf der Seite der Unterdrückten!

1 Der Klassengegensatz hat in Lateinamerika einen besonders 
starken Zusammenhang mit Rassismus. Weisse Präsidenten 
und Wirtschaftsführer sind die Regel und indigene Politiker*in-
nen wie Chávez oder neuerdings López Obrador in Mexiko sind 
die absolute Ausnahme.

2 Julia Buxton, Le Monde Diplomatique, März 2019, S. 1 & 14.

3 Genaueres zu Eliot Abrams lässt sich im Artikel von Eric Alter-
mann in Le Monde Diplomatique vom März 2019 (S. 15) nachle-
sen.

4 Buxton, Le Monde Diplomatique, März 2019, S. 1 & 14.

5 Vgl. dazu den Artikel von Franklin Ramírez Gallegos in Le Mon-
de Diplomatique vom Dezember 2018 (S. 7).

6 sozialismus.ch/artikel/2018/das-versagen-der-progressi-
ven-regierungen/

7 Grupo Basuca, ila – Das Lateinamerika-Magazin, März 2019, S. 
39.

8 Siehe Fanons Buch «Die Verdammten dieser Erde».

9 Interview mit Zelik, ila, Dezember 2018 (S. 4-6).

10 Artikel in der ila vom März 2019, S. 9-10.

11 Interview mit Zelik, ila, Dezember 2018 (S. 4-6).

12 Ebd.

13 de La Siega, Soz 02/2016: www.sozonline.de/2016/02/la-
teinamerika-ende-eines-zyklus/

« Hält sich Maduro im Amt, bleibt eine 
korrupte, autoritäre Regierung, und die Ver-
sorgungskrise geht weiter. Falls Guaidó ein-
gesetzt wird, werden diese Probleme sicher 
nicht verschwinden.»

Weder für Guaidó noch für Maduro!
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Die Autonomie stellt zu Beginn des 21. Jahrhunderts eine zentrale For-
derung und eine Vielzahl von Praktiken und politischen Projekten dar, 
meist orientiert an emanzipatorischen Gesellschaftstransformationen. 
In den verschiedenen Emanzipationsbewegungen bedeutet die Autono-
mie eine Praxis der Selbstbestimmung, eine Aneignung der kollektiven 
Reproduktion des Lebens und eine neue und alltägliche Form des Poli-
tikverständnisses, welche «die Politik», fokussiert auf staatliche Poltik 
und politische Parteien, in Frage stellt. In Lateinamerika werden die 
mannigfaltigen Autonomiepraktiken und -projekte nicht aussschliess-
lich aber häufig von indigenen Gemeinschaften praktiziert, welche in-
nerhalb der heterogenen und plurinationalen lateinamerikanischen Ge-
sellschaftsformationen ihr Recht auf Selbstbestimmung einfordern.
von Anne Kaspar, UNAM1, México

Autonome Projekte 
gegen die Zivilisationskrise

Nachbarschaftsversammlung, El Alto, Bolivien.

L ATEINA M ERIKA



Die zunehmende Bedeutung der Autonomie für weltwei

te Emazipationsbestrebungen steht in direktem Zusammen

hang mit  einer  allgemeinen  Intensivierung und Expansion 

der kapitalistischen Herrschaft. Im Besonderen gilt die Auto

nomie als eine Antwort auf den Abbau des Sozialstaates und 

diverse neoliberale Privatisierungen, sowie die gescheiterten 

Erfahrungen des sogenannten Realsozialismus.

Die gegenwärtige Zivilisationskrise 
Ich  schlage  daher  vor,  die  Autonomiebewegungen  als 

Antwort auf eine globale Zivilisationskrise zu verstehen. Ge

genwärtig von einer Zivilisationskrise zu sprechen, bedeutet 

anzuerkennen, dass das kapitalistische Weltsystem eine tief

schürfende und multidimensionale Krise durchlebt, welche 

zugleich eine wirschaftliche, soziale, politische und umwelt

technische Krise darstellt. Die Zivilisationskrise betrifft alle 

Dimensionen des Lebens im kapitalistischen System: unsere 

Ernährung, unsere physische und psychische Gesundheit, tra

ditonelle Institutionen wie die Familie und die Schule, unsere 

zwischenmenschlichen Beziehungen. 

Angesichts des düsteren Panoramas der Zivilisationskrise 

 welche in Lateinamerika im Besonderen durch zahlreiche 

Enteignungsprozesse, Abbau von Bodeschätzen in Minen und 

andere kapitalistische Grossprojekte sowie massive Gewalt 

gegen jeglichen Widerstand gekennzeichnet ist  gilt für viele 

Menschen die kollektive Selbstorganisation als einziger Weg, 

das Überleben zu sichern, aber auch als einzige Möglichkeit, 

überhaupt würdevolle Lebensumstände zu erreichen. Die au

tonomen Praktiken entspringen daher dem Umstand, dass 

das kapitalistische System das Überleben (und noch weniger 

das würdevolle Leben) von konkreten Gemeinschaften nicht 

zu gewährleisten beabsichtigt. So spriessen gewissermassen 

im Schatten des Systems neue soziale Bewegungen und die 

Projektion alternativer Gesellschaftsformen hervor.

Eine Welle sozialer Bewegungen 
Mit dem zapatistischen Aufstand am 1. Januar 1994 be

gann eine neue Periode der Mobilisierung und Rebellion auf 

dem lateinamerikanischen Kontinent, welche mit dem von 

Francis  F.  Fukuyama  verkündeten  «Ende  der  Geschichte» 

brach und neue Horizonte für Emazipationsbewegungen er

öffnete. Während der 90er Jahre und inbesondere nach der 

Jahrtausendwende, manifestierte sich eine Welle sogenannter 

«neuer»  sozialer  Bewegungen:  Zuvor  marginaliserte  Grup

pen, wie Frauen, indigene Völker, Arbeitslose und Obdachlo

se, erscheinen nun als Hauptdarsteller*innen auf der politi

schen Bühne. So unter anderem die brasilianische Bewegung 

der Landarbeiter ohne Boden (Movimento dos Trabalhadores 

Rurais Sem Terra, kurz MST), die piqueteros (eine Arbeitslo

senbewegung in Argentinien, welche sich unter anderem mit

tels Strassenblockaden und der Besetzung von Fabriken orga

nisiert)  und  die  indigenen  Völker,  Nationen  und  Gemein

schaften Ecuadors, Mexikos, Boliviens und Chiles, um nur 

einige wenige Bewegungen zu nennen. 

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts lassen sich eine Territo

rialisierung der sozialen und politischen Konflikte, eine be

sondere Sichtbarkeit der indigenen Gemeinschaften und des 

gemeinschaftlichen Lebens und eine besondere Bedeutung 

der Autonomiekonstruktion als alltägliche Erfahrung beob

achten. Die verschiedenen sozialen Bewegungen teilen trotz 

ihrer jeweiligen Einzigartigkeit einige Merkmale: so die wich

tige Rolle der territorialen Kontrolle, welche die Aneignung 

der Fähigkeit zur Produktion und Reproduktion des Lebens 

seitens der Bewegungen bedeutet; aber auch die Autonomie

suche mit Hinblick auf den Staat und politische Parteien; der 

Kampf für eine Aufwertung der Kulturen und Identitäten der 

Völker und verschiedener sozialer Sektoren; die Schaffung ei

nes eigenen Bildungswesens und die Herausbildung eigener 

Intellektueller;  eine  steigende Sichtbarkeit und Zentralität 

der  Frauen  mit  einem  tiefschürfenden  Umbruch  der  Ge

schlechterverhältnisse; die Sorge mit Bezug auf die Arbeitsor

ganisation und das menschliche Verhältnis zur Natur. 

Autonome Praktiken und Projekte heute 
In der Geschichte der indigenen Völker Lateinamerikas 

und im Besonderen im aktuellen Rahmen der Zivilisationskri

se, ist die Selbstorganisation ein wesentlicher Bestandteil des 

gemeinschaftlichen Lebens. Die autonomen Praktiken ermög

lichen  würdige  Lebensumstände  und  entsprechen  jeweils 

konkreten Bedürfnissen: dem öffentlichen Zugang zu Trink

wasser  in Cochabamba, Bolivien; einem Gesundheits und 

Bildungssystem für die auf dem Land lebende und indigene 

Bevölkerung des mexikanischen Bundesstaates Chiapas; der 

kollektiven Sicherheit der Bewohnerinnen und Bewohner in 

« In der Geschichte der indigenen Völker 
Lateinamerikas und im Besonderen im aktuel-
len Rahmen der Zivilisationskrise, ist die 
Selbstorganisation ein wesentlicher Be-
standteil des gemeinschaftlichen Lebens.»
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einem Stadtviertel  von El Alto  (Bolivien), Buenos Aires 

oder MexikoStadt; dem kollektiven Widerstand gegen die 

Landenteignung aufgrund von Grossprojekten. Nicht im

mer werden die autonomen Praktiken von den Akteuren 

und Akteurinnen selbst als wertvoll wertgeschätzt und er

scheinen manchmal nur als notwendige Übergangslösung. 

In anderen Erfahrungen hingegen, wie diejenige der Zapa

tist*innen in Chiapas und der anderen indigenen Gemein

schaften Mexikos, welche dem Nationalen Indigenen Kon

gress (Congreso Nacional Indigena, CNI) angehören, er

scheint  die  Autonomie  nicht  nur  Mittel  zum  Zweck, 

sondern Mittel und Zweck zugleich. Hier erscheinen die 

diversen Autonomieprojekte jeweils als politische Gesell

schafsalternativen zum kapitalistischen System. 

Grenzen der Autonomie
Da  die  autonomen  Praktiken  im  emanzipatorischen 

Sinn in offener Konfrontation zum kapitalistischen System 

stehen,  sind  sie  stets verschiedenen Agriffen ausgesetzt. 

Aus diesem Grund spielt die Selbstverteidigung gegen die 

kontraaufständischen Attacken eine zentrale Rolle. Ohne 

Selbstverteidigungsstrategien können die Gemeinschaften 

und ihre autonomen Praktiken leicht gewaltsam zerstört 

werden oder deren Mitglieder korrumpieren. Die Zerstö

rung von Gemeinschaften in Städten wie auf dem Land 

stellt daher ein grosses Problem dar. 

Da die territoriale Aneignung und Kontrolle eine wich

tige Grundlage für autonome Praktiken und Projekte dar

stellt, besteht eine besonders grosse Herausforderung bei 

der  Realisierung  von  derselben  in  den  grossen  Städten, 

welche allgemein die Zentren des kapitalistischen Systems 

sind. In den Städten exisitieren weniger materielle Grund

lagen  für Autonomiebewegungen, es  fehlt an (bebauba

rem) Boden und Wohnraum, und es besteht eine beinahe 

absolute Abhänigkeit vom kapitalistischen Markt. 

Im Rahmen der aktuellen Zivilisationskrise mit deren 

vielfältigen  Facetten,  spielen  die  verschiedenen  Autono

miebewegungen  eine  zentrale  Rolle  im  Kampf  um  das 

(Über)leben. Die Diskussion darüber, inwiefern sie Gesell

schaftsalternativen anbieten und die verschiedenen Zer

störungsprozesse des Kapitals aufhalten können, bleibt je

doch offen. In keinem Moment hingegen erscheinen die 

Autonomieerfahrungen als Inseln, blosse lokale und kon

junkturelle Erscheinungen, sondern stets ist ihre gegensei

tige Solidarisierung und ein Austausch zwischen verschie

denen Erfahrungen elementarer Bestandteil des Kampfes, 

wenn wir Auswege aus der Zivilisationskrise finden möch

ten.

1 Nationale Autonome Universität von Mexiko (Universidad 
Nacional Autónoma de México, kurz UNAM).
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ZA PATISTA S

Wege des Widerstandes 
und der Autonomie

Mexiko  hat  während  der  vergangenen  25  Jahren  eine 

Epoche  der  neoliberalen  Reformen  und  einer  massiven  Zu

nahme  der  alltäglichen  Gewalt  durchlebt:  der  sogenannnte 

«Drogenkrieg»  kostete  tausende  von  Menschenleben  und 

verursachte ein kaputtes soziales Gefüge; am 26. September 

2014 wurden 43 Student*innen der ländlichen Lehrerschule 

Normal Rural de Ayotzinapa in Iguala, im Bundesstaat Guer

rero, gewaltsam entführt; währenddessen in vielen Bundest

staaten die spezifische Gewalt gegen Frauen und die Rate der 

Frauenmorde besorgsame Ausmasse annimmt. Der Wahlsieg 

und  Beginn  der  Präsidenschaft  von  Andrés  Manuel  López 

Obrador im Dezember 2018, verspricht ein Ende der neolib

eralen Ära und der Gewaltwelle im Land. Der EZLN und seine 

Unterstützungsbasis  hingegen,  halten  an  ihrer  parteiunab

hängigen Position und ihrem Autonomieprojekt fest. Tag für 

Tag bauen sie inmitten eines «Kieges der niederen Intensität» 

und diverser gegenaufständischer Attacken ihre Selbstverwal

tung und eigenständige Regierung, ihre Produktion und ver

schiedenen Arbeitskollektive, ihr autonomes Gesundheits und 

Bildungssystem aus.

Der zapatistische Aufstand 1994 
Die indigenen Völker Mexikos wurden seit Jahrhunderten 

und bis zum heutigen Tag diskriminiert, marginalisiert und er

mordet.  Im  offiziellen  Diskurs  erscheinen  sie  als  eine  folk

lorisierte  kulturelle  Einheit,  welche  in  Wahrheit  den  Wider

spruch zwischen der Glorifizierung der indigenen Vergangen

heit und der Unsichtbarkeit der lebenden Indigenen aufzeigt, 

da deren Lebensumstände von extremer Armut, Enteignung 

und Ausbeutung gezeichnet sind. 

Diese realen, unglücklichen Lebensumstände des mexikani

schen Volkes und insbesondere deren indigenen Völker, welche 

das «Produkt von 500 Jahren des Kampfes» sind, wurden 1994 

von den Zapatisten offen angeprangert. Gleichzeitig forderten 

sie das Recht auf ein würdiges Leben ein. Die elf zapatistischen 

Hauptforderungen waren und sind noch immer: Arbeit, Land, 

ein Dach über dem Kopf, Essen, Gesundheit, Bildung, Unab

hängigkeit, Freiheit, Demokratie, Gerechtigkeit und Frieden. 

Ausserdem interpretieren die Zapatisten den 39. Artikel der 

Mexikanischen Verfassung als Recht des Volkes auf Selbstver

waltung.  Ein  Versuch  des  Dialoges  mit  der  mexikanischen 

Regierung über die Auslegung der Verfassung und die «Abkom

men von San Andrés» (Acuerdos de San Andrés) bezüglich der 

Rechte der indigenen Völker scheiterte jedoch definitiv im Jahr 

2001. Seitdem haben die Zapatisten jeglichen Dialog mit der 

Regierung abgebrochen.

Der alternative Weg: «Links und unten»
Angesichts  des  gescheiterten  Dialogs  mit  der  Regierung, 

schlug der EZLN einen alternativen Weg ein und richtete sich 

vielmehr an die nationale und internationale Zivilbevölkerung, 

welche sich wiederum angesprochen fühlte und sich mit den 

zapatistischen Anliegen solidarisierte.  In weiten Kreisen der 

Gesellschaft  fanden  die  Zapatisten  Anklang:  verschiedene, 

gewöhnliche Menschen zog der zapatistische Vorschlag einer 

Politik «von unten» an. Organisationen des Altermondialismus/ 

der  Alterglobalisierung,  eine  Vielzahl  von  Kollektiven,  Aus

geschlossene und Frauen erklärten sich einverstanden damit, 

dass die soziale Transformation und die Schaffung «anderer 

Welten» nur durch uns selbst geschehen kann. 

Am 1. Januar diesen Jahres feierte die Zapatistische Armee der Nationalen Be-
freiung (Ejército Zapatista de Liberación Nacional, kurz EZLN) den 25. Jahres-
tag ihres bewaffneten Aufstandes. Es handelt sich dabei um ein bedeutsames 
Datum, welches dazu einlädt, die verschiedenen Etappen des zapatistischen 
Kampfes, sowie dessen politischen Initiativen auf nationalem und internatio-
nalem Niveau Revue passieren zu lassen. Das zapatistische Autonomieprojekt 
hat längst eine Transzendenz weit über die Grenzen des mexikanischen Bun-
desstaates Chiapas erreicht und gilt als weltweite Referenz für anti-kapitalis-
tische Kämpfe und als zentrale Inspirationsquelle für die Schaffung möglicher 
Alternativen zum System.
von Imanol García Vergés, UNAM, México 
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Im Juli 2003 kündeten die Zapatisten die Geburt der fünf 

zapatistischen  «Schneckenhäuser»  (caracoles)  an,  Zentren 

und Herzen der fünf «Räte der Guten Regierung» (Juntas de 

Buen Gobierno), Hauptinstanzen der autonomen Regierung 

mit rotativen Schichten. Die Schneckenhäuser gelten einer

seits  als  neue  Zentren  der  regionalen  Koordination  und 

Sicherheit, andererseits auch als Begegnungs und Gespräch

sräume  mit  der  nationalen  und  internationalen  Zivil

bevölkerung. Das Schneckenhaus symbolisiert zugleich eine 

offene Tür, welche Aussenstehenden die Möglichkeit eröffnet, 

an der zapatistische Erfahrung teilzuhaben, als auch einen 

Ausgang  zur  Welt;  es  ermöglicht  den  Zapatist*innen,  sich 

sowohl drinnen als auch draussen zu sehen und zu hören. 

Im Juni 2005 verabschiedete der EZLN die «Sechste Erk

lärung des Lakandonischen Urwaldes» (Sexta Declaración de 

la  Selva  Lacandona),  welche  nach  12  Jahren  des  Wider

standes einen neuen Schritt im Kampf ankündigte. Gemäss 

der  zapatistischen  Bewegung  herrscht  der  Kapitalismus 

stärker als je zuvor und die Expansion des Neoliberalismus in

tensiviert die verschiedenen Prozesse der sich wiederholen

den, ursprünglichen Akkumulation. In der neoliberalen Phase 

erscheinen alle «unproduktiven» und nicht konsumfreudigen 

Menschen überflüssig, so auch die indigenen Völker mit ihren 

Subsistenzwirtschaften. 

Die «Sechste» (la Sexta) anerkennt die weltweiten Wider

stände und Kämpfe gegen den Kapitalismus und drückt die 

Notwendigkeit eines Austausches mit ihnen aus. Ausserdem, 

wird  der  nationale  Kampf  für  «Demokratie,  Freiheit  und 

Gerechtigkeit» wieder aufgenommen und eine «andere Poli

tik» (otra política) vorgeschlagen: eine Politik «von unten», 

welche auf inklusive Weise weite Sektoren einschliesst, unter 

anderem Indigene, Arbeiter*innen, Bauern und Bäuerinnen, 

Lehrende,  Studierende,  Hausfrauen,  Rentner*innen,  Kun

stschaffende, Wissenschaftler*innen, Jugendliche, Homosex

uelle und Lesben. 

Die jüngste Etappe der Organisation 
Im Jahr 2013, kündet der EZLN in einer Reihe von Mit

teilungen neue politische Aktionen und Treffen an; mit ihnen 

bricht eine neue Etappe der Organisation an. Unter diesen 

Aktionen befindet sich die Escuelita zapatista, die kleine zap

atistische Schule, welche interessierte Personen aus aller Welt 

nach Chiapas dazu einlud, an den alltäglichen autonomen 

Praktiken  der  zapatistischen  Basisbewegung  teilzuhaben. 

Zum  ersten  Mal  öffneten  die  zapatistischen  Familien  die 

Türen ihrer Häuser und die zapatistischen Gemeinschaften 

fungierten  als  Raum  des  Lernens  für  Aussenstehende,  als 

Klassenzimmer sozusagen. 

Nebst  der  Escuelita  organisieren  die  Zapatisten  zudem 

zahlreiche kritische Diskussions und Reflexionsseminare in 

San  Cristóbal  de  las  Casas,  welche  den  Ideen  und  Er

fahrungsaustausch anregen und die soziale Transformation 

im  Rahmen  der  Krise  bereichern  sollen.  Die  notwendige 

Transformation  geschieht  weder  mittels  der  staatlichen 

Machtübernahme, noch mittels politischer Parteien oder dem 

Vertrauen in die progressiven Regierungen. So fand unter an

derem 2015 das Treffen des «Kritischen Denken gegenüber 

der kapitalistischen Hydra» statt, an welchem Intellektuelle 

wie  Adolfo  Gilly,  John  Holloway,  Raúl  Zibechi,  Immanuel 

Wallerstein und Silvia Federici teilnahmen; nebst anderen Tr

effen  und  Seminaren,  fokussiert  auf  die  emazipatorischen 

Beiträge  der  Natur  und  Sozialwissenschaften,  der  Künste 

oder der Kämpfe der Frauen. 

Ein weiterer wichtiger Schritt bedeutet 2017 die Initiative 

eines «Indigenen Regierungsrates» (Concejo Indígena de Gob

ierno) welche María de Jesús Martínez, «Marichuy» genannt, 

eine indigene Frau als kollektive Präsidentschaftskandidatin 

aufstellte, aber ohne  in  staatliche Wahlpolitik zu verfallen. 

Heute  wie  gestern  setzen  die  Zapatisten  auf  einen  Kampf 

«von unten» und kollektive Selbstorganisation. Die während 

der vergangenen 25 Jahren aufgebaute Autonomie und die 

damit verbundene Verbesserung der Lebensumstände sind ein 

Beweis  dafür,  dass  eine  alternative  Gesellschaftsordnung 

möglich ist. Der Weg ist steinig und solange noch Hoffnungen 

in  progressive,  neoliberale  Politiken  reproduzierende 

Regierungen  gesetzt  werden,  geht  kein  Schritt  gegen  und 

über das Kapital hinaus. 
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Sich heute für den Aufbau einer sozialistischen Organisation einzusetzen, scheint 
alles andere als selbstverständlich. Die schlechte Bilanz der «realsozialistischen» 
Staaten sowie die desaströse Politik sozialdemokratischer Parteien tragen zur 
allgemeinen Konfusion über die ursprünglichen Anliegen und Ideen des Sozialis-
mus bei. Mit dem folgenden Text versuchen wir zu erklären, warum wir es für not-
wendig erachten, eine Bewegung für den Sozialismus aufzubauen. von BFS

Warum eine Bewegung 
für den Sozialismus?

IN EIGENER SACHE

Während weltweit Hunderte von Millionen Menschen nicht 

in der Lage sind, ihre Grundbedürfnisse nach Nahrung, Unter

kunft, Sicherheit und Gesundheit zu decken, nehmen auch in 

grossen  Teilen  Europas  Armut  und  Arbeitslosigkeit  zu.  Und 

selbst in der reichen Schweiz müssen Hunderttausende einer 

Lohnarbeit nachgehen, ohne dabei ihre Lebenskosten decken 

zu können (working poor), leiden viele unter der zunehmen

den Intensität der Arbeitswelt (Stresserkrankungen), werden 

Millionen  Menschen  rechtlich  diskriminiert  (Migrant*innen, 

SansPapiers).

Die aktuelle Gesellschaft, in der sich die herrschende Klasse 

auf Kosten der  Lohnabhängigen und unserer natürlichen Le

bensgrundlagen weltweit bereichert,  ist weder naturgegeben 

noch unumstösslich. Sie ist das Produkt eines historischen Pro

zesses, dessen Weiterentwicklung wir gemeinsam beeinflussen 

können.

Wir sind davon überzeugt, dass die kapitalistische Gesell

schaft  täglich  zu  Ungleichheit,  Unterdrückung  und  Gewalt 

führt und deswegen überwunden werden muss. Armut, Um

weltzerstörung, Sexismus, Rassismus und andere Diskriminie

rungsformen verstehen wir als Folge eines Systems, das seinen 

Ursprung in der Trennung der Gesellschaft in eine besitzende 

Minderheit und eine (mehr oder wenige) besitzlose Mehrheit 

hat.

 

Widerstand zeichnet Konturen einer anderen Welt!
Deshalb beteiligen wir uns an den Mobilisierungen gegen 

den Kapitalismus und seine imperialistischen Kriege. Wir enga

gieren uns  in antirassistischen,  feministischen und ökolologi

schen Bewegungen sowie an den Schulen und Universitäten. 

Wir unterstützen die Bemühungen all  jener, die aktiv für die 

Forderungen, Interessen und Rechte der lohnabhängigen Men

schen und aller Unterdrückten eintreten. Wir sind an der Basis 

der Gewerkschaften aktiv, wo wir die direkte Aktion der Lohn

abhängigen (Mobilisierung en, Arbeitskämpfe, Streiks usw.) 

fördern und unterstützen. Wir wollen durch kollektive Kämpfe 

die  Ideen  und  Grundsätze  einer  anderen  Gesellschaft  entwi

ckeln und zur Diskussion stellen. 

Wir wünschen uns eine Gesellschaft ohne Ausbeutung, in 

der die wirtschaftliche Produktion, die Kultur und die Wissen

schaft  die  Bedürfnisse  aller  Menschen  berücksichtigen  und 

nicht dazu dienen, privaten Profit zu erzielen. Solange die Pro

duktionsmittel (Fabriken, Büros, Institutionen) in den Händen 

der Kapitalist*innen verbleiben, wird stets das Streben nach 

Gewinnmaximierung Produktion und Arbeitsbedingungen be

stimmen. Indem wir den Kapitalismus und seine Eigentumsver

hältnisse als Ganzes kritisieren, stellen wir die innere Logik der 

aktuellen Verhältnisse ins Zentrum unserer Kritik, anstatt uns 

über «gierige Manager» aufzuregen oder gar Minderheiten un

serer Gesellschaft (Sozialhilfebezüger*innen, Arbeitslose, Ge

flüchtete usw.) als Sündenböcke herbeizuziehen.

Grüner Kapitalismus?
Die jüngsten ökonomischen, gesellschaftlichen und klimati

schen Entwicklungen machen deutlich, dass die Menschei im 

Rahmen des Kapitalismus nicht in der Lage sein wird, eine öko

logisch nachhaltige Produktion und Konsumation zu organise

ren. Enormer Ressourcenverbrauch und Verschwendung, um

weltfeindliche Industrien, Individualverkehr, industrielle Land

wirtschaft  und  Viehzucht,  verbunden  mit  einer  auf  die 

Bedürfnisse des Kapitals zugerichteten Lebensweise verunmög

lichen  eine  ökologische  Neuausrichtung  des  Kapitalismus. 

Schuld daran sind auch hier nicht  in erster Linie die «unver

nünftigen» Konsument*innen, sondern die Logik eines Systems, 

das auf Wachstum und Profit um jeden Preis angewiesen ist.

Die  durch  die  kapitalistische  Produktions  und  Kon 

sumweise verursachte Klimaerwärmung und Um weltzerstörung 

gefährden die Existenzgrundlagen aller Menschen, treffen aber 

vor  allem  die  Lohn abhängigen  und  Landarbeiter*innen  in 

ärmeren  Ländern.  Gleichzeitig  ist  es  der  enorme  Ressour 
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cenverbrauch und die Politik der wohlhabenden Länder und 

ihrer Konzerne, welche für diesen Prozess hauptverantwort

lich  sind.  Wir  sind  deswegen  der  Ansicht,  dass  der  Kampf 

gegen die Zerstörung der globalen Ökosysteme nicht nur in 

unserem  eigenen  Interesse,  sondern  auch  eine  Frage  der 

internationalen Solidarität ist. 

Kein Sozialismus ohne Feminismus!
Die  einseitige  Fokussierung  traditioneller  sozialistischer 

Bewegungen  und  Parteien  auf  die  Erwerbs arbeit  hat  dazu 

geführt, dass die zentrale Rolle feministischer Kämpfe und von 

Frauen als elemen tarer Teil der Lohnabhängigen oft vergessen 

ging. Die unbezahlte und meist in privatem Rahmen ge leistete 

Arbeit – vor allem die Kindererziehung sowie die Pflege und 

Hausarbeit  –  ist  aber  für  das  Fortbestehen  kapitalistischer 

Gesellschaft von entscheidender Bedeutung.

Als  sozia listische Bewegung, die  sich auf die Klasse der 

Lohn abhängigen bezieht, müssen wir deswegen konsequent 

feministische Kämpfe und die Selbstorganisation von Frauen* 

unterstützen und  sie als  integralen Bestandteil des Klassen 

kampfes begreifen.

Die nach wie vor weitverbreitete ge schlechterbasierte Ar

beitsteilung, Ma chismus, sexistisches Verhalten sowie Gewalt 

gegen  Frauen  sind  das  Ergebnis  einer  patriarchalka 

pitalistischen Gesellschaft und müssen konsequent bekämpft 

werden.

Für echte Basisdemokratie in allen Bereichen
Der  Hauptfehler  bisheriger  Versuche,  eine  sozialistische 

Gesellschaft aufzubauen, bestand darin, dass der wohl wich

tigste Grundsatz eines Projektes mit sozialistischem Anspruch 

missachtet wurde: Die gemeinschaftliche und demokratische 

Verwaltung der Produktionsmittel und des öffentlichen Lebens 

durch die Klasse der Lohnabhngigen. Wir wollen eine Gesell

schaft, in der dank einer wirklichen Demokratie gemeinsam 

und  unter  Berücksichtung  aller  darüber  entschieden  wird, 

was, wie und für wen produziert wird; in der das Potential, 

das in der gesellschaftlichen Arbeit, in der Wissenschaft, der 

Technik und der Kunst steckt, der ganzen Menschheit zu Gute 

kommt. Wir streben eine Gesellschaft an, «in der die freie Ent

wicklung eines / einer jeden die Bedingung für die freie Ent

wicklung  aller  ist».  Umso  wichtiger  ist  es  für  uns,  sich 

kompromisslos von autoritären Politikformen zu distanzieren 

und auch kon zeptuell Massnahmen vorzusehen, die Bürokra

tisierung und Machtkonzentration verhindern.

Sozialismus neu denken!
Ist Sozialismus nicht ein veraltetes und autoritäres Kon

zept, das in Form des «Realsozialismus» längst gescheitert ist? 

Wir finden nicht! Sozialismus hat für uns nichts mit «Stalinis

mus» oder anderen autoritären Politikformen zu tun. Die Idee 

des revolutionären Sozialismus bedeutet für uns, sich in der 

Perspektive einer Kollektivierung der Produktionsmittel für ei

ne basisdemokratische und emanzipatorische Gesellschaft ein

zusetzen. Sozialismus bedeutet weder die Einzelherrschaft ei

ner Partei noch die Unterdrückung Andersdenkender. Er  ist 

ein Mittel, mit dem wir die kapitalistische Klassengesellschaft 

in eine klassenlose und selbstverwaltete Gesellschaft revolu

tionieren möchten!

Wir - Aktivist*innen der Bewegung für den Sozialismus 
- setzen uns für den Aufbau einer demokratischen, re-
volutionären und klassenkämpferischen Linken ein.

Wenn du Interesse hast, an einem Treffen oder einer 
Veranstaltung der BFS teilzunehmen oder mehr Infor-
mationen möchtest, dann nimm Kontakt mit uns auf. 
Kontakt siehe Rückseite sowie sozialismus.ch.

Mitmachen!

« Sozialismus hat für 
uns nichts mit Stalinismus 
oder anderen autoritären 
Denkformen zu tun.»



Klimastreiks! Unsere Antworten auf die Un-
möglichkeit eines «grünen Kapitalismus»
Zürich: Samstag, 4. Mai, 18 Uhr auf dem Kasernenareal, 
Kunstraum Walcheturm

Basel: Donnerstag, 2. Mai um 19 Uhr im Infoladen Magazin, 
Inselstrasse 79

Die Klimastreikbewegung ist die wohl grösste politische Ju-
gendbewegung in der Schweiz seit den Protesten gegen den 
Irakkrieg 2003. An der Veranstaltung wollen wir diskutieren, 
warum es keinen «grünen Kapitalismus» geben kann und 
warum gleichzeitig alle antikapitalistischen Perspektiven zum 
Scheitern verurteilt sind, sofern sie ökologische Fragen aussen 
vor lassen. Mit Aktivist*innen der Klimastreiks und der Bewe-
gung für den Sozialismus.

Ökosozialistische Perspektiven
Montag, 13. Mai, 18:30 an der Uni ZH, Raum KO2-F-152 EV

Die Klimastreiks rütteln die Schweiz wach. Netto null CO2, Kli-
manotstand und Gerechtigkeit – doch welches Vorgehen kann 
uns zum Ziel einer grünen und solidarischen Zukunft führen? 
Diese und weitere Fragen diskutieren wir mit Christian Zeller, 
Professor für WIrtschaftsgeographie an der Universität Salz-
burg.

March against Bayer & Syngenta
Samstag, 18. Mai 2019, 14:00 Barfüsserplatz, Basel

In Basel sind mit Syngenta, Bayer und BASF drei Konzerne an-
gesiedelt, welche in der hochintensiven Agrarwirtschaft tätig 
sind. Diese Systeme funktionieren nur mit grossen Mengen an 
Kunstdünger, Pestiziden und fossiler Energie. Grund genug 
auch 2019 für eine andere Landwirtschaft und gegen zerstöre-
rische Konzernmacht einzustehen! Weitere Infos auf 
www.marchagainstsyngenta.ch.

Klimastreik!
Freitag, 24. Mai 2019

Die weltweiten Mobilisierungen gegen Klimawandel und Um-
weltzerstörung gehen weiter! Wenn auch du dich beteiligen 
möchtest, findest du weitere Infos auf climatestrike.ch.

Die Neue Rechte in Europa
Samstag, 18. Mai 2019, 10:30 Uhr im GBS Schulhaus, Kirch-
strasse 17, St. Gallen

Woher kommt die Neue Rechte und auf welche Traditionen und 
Kräfte stützen sich diese Bewegungen? Und was können wir 
gegen die radikale Rechte tun? Diskussion mit Hans Stutz, be-
kannter Experte über Rechtsextremismus.

Frauen*streik 2019!
Freitag, 14. Juni 2019

Nach 1991 wird am 14. Juni 2019 ein zweiter schweizweiter 
Frauen*streik stattfinden! Wir sind mitten in den Vorbereitun-
gen für den Streik und es gibt in allen Regionen der Schweiz 
Frauen*streikkollektive. Engagiere auch du dich! Weitere Infor-
mationen zum Frauen*streik findest du auf
sozialismus.ch/frauenstreik.

Drehen wir den Geldhahn zu - Finanzierung 
der Klimakatastrophe stoppen!
Aktionstage am 8. & 9. Juli, Camp vom 2.-11. Juli 2019

Die diesjährigen Aktionstage stehen ganz im Zeichen des 
Schweizer Finanzplatzes und seiner sozial und ökologisch ge-
sehen desaströsen Bilanz. 

Schweizer Grossbanken investieren weltweit in menschen- und 
umweltfeindliche Projekte und Unternehmungen im Bereich Öl, 
Gas und Kohle. Mit diesem rücksichtslosen und rein profitori-
entierten Vorgehen trägt der Schweizer Finanzplatz dazu bei, 
dass wir global gesehen auf eine Erderwärmung von 4 bis 6° 
zusteuern. Weitere Infos auf climatejustice.ch.

BFS Zürich:
BFS Jugend ZH:

BFS Basel:
BFS Lausanne:

BFS Genf:
BFS Tessin:

info@bfs-zh.ch
jugend@bfs-zh.ch
basel@sozialismus.ch
vaud@mps-bfs.ch
mps-ge@bluewin.ch
mps-ti@tbluemail.ch
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